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Punkt 4 der Tagesordnung 

  Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD 

Drucksache 19/3189 

Drittes Gesetz zur Änderung des Berliner 

Mobilitätsgesetzes 

0477 

Mobil 

  Hierzu: Anhörung  

Vorsitzender Lars Bocian: Dazu begrüße ich ganz herzlich in alphabetischer Reihenfolge 

Herrn Dr. Lutz Kaden von der Industrie- und Handelskammer zu Berlin, Frau Angela Kohls, 

Leiterin Verkehrspolitik im Allgemeinen Deutschen Fahrrad Club e. V., Herrn Heiner von 

Marschall, Landesvorsitzender des Verkehrsclubs Deutschland Landesverband Nordost e. V. 

Herzlich willkommen bei uns im Ausschuss! Sie sind ja darauf hingewiesen worden, es wird 

alles aufgenommen und aufgezeichnet, was Sie hier sagen, und auch die Presse wird hier viel-

leicht Tonaufnahmen oder Bilder machen. Ich gehe von Ihrem Einverständnis aus. – Recht 

herzlichen Dank! Dann verfahren wir so. – Wird ein Wortprotokoll gewünscht? – [Tino 

Schopf (SPD): Ja!] – Ja, dann vermerken wir das so, dass das Wortprotokoll angefertigt wird. 

Dann kommen wir auch schon zur Begründung des Antrags durch die Koalitionsfraktionen. 

Damit startet der Kollege Kraft. 

 

Johannes Kraft (CDU): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Frau Kohls! Lieber Herr Dr. Kaden! Lieber Herr von Marschall! Vielen Dank, 

dass Sie sich die Zeit nehmen, um mit uns hier über die Änderung des Mobilitätsgesetzes zu 

sprechen! – Ich will einleitend nur ganz kurz sagen, was uns in den intensiven Diskussionen, 

die wir innerhalb der Koalition hatten, geleitet hat: Wir haben zum einen Anpassungen vorge-

nommen und zum anderen auch einen neuen Abschnitt hinzugefügt. Die Leitmotive waren, 

dass wir gesagt haben, wir wollen mehr Flexibilität ermöglichen und damit auch mehr Prag-

matismus in dieses Gesetz bringen. Wir haben gesagt, wir wollen uns nicht einseitig die Mo-

bilitätsbedürfnisse der Menschen in dieser Stadt angucken, sondern wir wollen auf alle Men-

schen Rücksicht nehmen und das Ganze vor dem Hintergrund der menschengerechten Stadt 

und der Aufteilung des Stadtraums. 

 

Was waren zentrale Punkte, die wir angefasst haben? – Vielleicht noch mal kurz im Überblick 

das Thema Fußverkehr, weil es mir auch persönlich ein sehr starkes Anliegen ist. Das haben 

wir gestärkt, weil wir alle zu Fuß gehen, egal ob wir sonst nur Auto, nur Bus oder nur Fahrrad 

fahren, alle gehen zu Fuß. Thema Barrierefreiheit, Schulwegsicherheit war ein wichtiger 

Punkt, das Thema Verkehrssicherheit ganz grundsätzlich. Wir haben auch das Thema der 

Querungshilfen, in dem Fall der Zebrastreifen, mit aufgenommen, dass diese schneller umge-

setzt werden können, wo sie verkehrsbehördlich schon angeordnet sind. 

 

Sicherheit und Sauberkeit im ÖPNV spielte eine Rolle, genauso wie die Tariflandschaft. Wir 

haben uns den Stadt-Umland-Verkehren gewidmet, haben – auch wenn das Gesetz erst mal 

nicht so klingt – einige Dinge zum Thema Umweltschutz dort reingeschrieben, und wir haben 

gesagt, wir wollen mehr Flexibilität in den bestehenden Teilen. 

 

Im Abschnitt der neuen Mobilität, was ja sozusagen auch eine der zentralen Herausforderun-

gen ist – ich glaube, das wird niemand abstreiten –, ging es insbesondere um das Thema Digi-

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0477-v.pdf
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talisierung, das Thema automatisiertes und autonomes Fahren, auch das war ja hier gerade 

schon ein Stück weit Thema mit CBTC. 

 

Die Förderung der Elektromobilität ist adressiert. Ein ganz wichtiges Thema, weil das jeder 

erlebt, der hier in der Stadt unterwegs ist, egal wie, ist das Thema Baustellen, Baustellenkoor-

dinierung, Baustellenmanagement, aber auch die Beschleunigung von Baustellen und damit 

verbunden dann auch die Erhöhung der Leistungsfähigkeit im gesamten Netz, und zwar so-

wohl für den Wirtschaftsverkehr, den MIV, aber auch für den ÖPNV. 

 

Uns haben zwischenzeitlich Stellungnahmen erreicht, zum Beispiel vom ABSV, von der Lan-

desbeauftragten für Menschen mit Behinderungen und von weiteren. Diese Stellungnahmen – 

vielen Dank für die Arbeit und die Mühe! – werden wir uns sehr intensiv angucken. Das ha-

ben wir zum Teil schon getan. Ich schicke mal vorweg: Viele der Anregungen sind wirklich 

sinnvoll, und die werden wir gerne übernehmen. Dazu wird der Kollege Schopf gleich noch 

mal zwei, drei Sätze im Detail verlieren. Insofern – weil es auch bei der Übermittlung ein paar 

Fehlerchen gab, woran das auch immer lag – wird es einen Änderungsantrag von uns geben, 

der dann – so ist die Verabredung – im Hauptausschuss beschlossen wird. Nichtsdestotrotz 

wollen wir kein Geheimnis daraus machen, dass es da noch ein paar Änderungen geben wird, 

einige sind redaktionell, andere gehen im Wesentlichen auf die Stellungnahmen derjenigen, 

die ich genannt habe, ein. Das wird dann in der Schlusslesung in den Ausschüssen, im Haupt-

ausschuss passieren. – So weit, vielen Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat der Kollege – –  [Tino Schopf (SPD): Nach der Anhö-

rung!] – Nach der Anhörung, alles klar! – Dann frage ich den Senat, ob eine einleitende Stel-

lungnahme gewünscht ist. – Das ist der Fall. – Frau Senatorin, Sie haben das Wort.  

 

Senatorin Ute Bonde (SenMVKU): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Nur ganz kurz und ganz schnell: Der Senat begrüßt die Änderung 

im Mobilitätsgesetz. Der Senat begrüßt insbesondere, dass ein neues Kapitel, ein neuer Ab-

schnitt im Mobilitätsgesetz aufgenommen worden ist, nämlich die neue Mobilität. Denn die-

ses Mobilitätsgesetz, wenn es denn so verabschiedet wird, setzt den Kurs dieses Senats und 

dieser Koalition fort, Mobilität bedürfnisorientiert und pragmatisch zu gestalten und es über 

ein gutes Angebot zu gestalten. Damit reiht sich das Mobilitätsgesetz in viele andere Dinge 

ein, die wir als Senat, die diese Koalition vorangetrieben haben, nämlich die Sharing-

Strategie, den Masterplan Brücken, das Konzept der BVG „Stabilität vor Wachstum“ und 

natürlich auch das, was wir hier heute besprechen, nämlich das Mobilitätsgesetz. 

 

All diese Dinge sind die Zahnräder, die im Sinne attraktiver Mobilitätsangebote für die Berli-

nerinnen und Berliner ineinandergreifen. Wenn Sie diese verschiedenen Dinge und diese 

Zahnräder, die ineinandergreifen, sehen, dann sehen Sie auch, dass das Ganze strategisch ist, 

dass es konzeptionell ist und dass es strukturiert erfolgt und eben nicht einfach nur willkür-

lich, sondern da steckt ein Konzept dahinter, und es gibt eine rote Linie, die verfolgt wird. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann kommen wir gleich zu den Stellungnahmen unserer Gäste. 

Wir gehen immer alphabetisch vor, und Sie haben circa fünf Minuten Zeit für eine einleitende 

Stellungnahme. Danach werden die Abgeordneten Ihnen ganz viele Fragen stellen, die Sie 

danach in aller Ruhe und auch mit viel Zeit beantworten können. – Dann starten wir auch 

gleich mit Herrn Kaden. – Sie haben das Wort, bitte schön! 
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Dr. Lutz Kaden (IHK): Vielen Dank, sehr geehrter Herr Vorsitzender Bocian! – Sehr geehrte 

Abgeordnete! Sehr geehrte Frau Senatorin Bonde! Im Namen der IHK danke ich für die Ein-

ladung und die Möglichkeit, hier die Position der Berliner Wirtschaft einzubringen. – Die ist 

ja das Ergebnis eines intensiven demokratischen Prozesses zur Formulierung des Gesamt-

interesses der Berliner Wirtschaft zu verkehrspolitischen Fragen und auch hier strukturiert in 

dieser Broschüre, die Sie bestimmt kennen, dargelegt. Auf der Basis auch der Vorgängerposi-

tionen haben wir uns von Anfang an stark in das Mobilitätsgesetz und insbesondere in den 

Wirtschaftsverkehrsteil eingebracht. 

 

Ich will kurz mit den Punkten beginnen, die wir besonders unterstützen, und dann noch ein 

paar kritische Punkte loswerden. – Zunächst: Wir begrüßen den Entwurf der Koalition und 

damit die dritte Änderung des Mobilitätsgesetzes insgesamt, da er Veränderungen und der 

Weiterentwicklung der Mobilität Rechnung trägt. Es ist ein bisschen schade, dass es erst jetzt 

kommt, es gab ja schon 2018 ÖV- und Radteil, 2021 den Fußverkehrsteil, 2023 dann den 

Wirtschaftsverkehrsteil, und jetzt wird es vervollständigt, und das ist gut, denn nur, wenn alle 

Verkehrsarten zusammen betrachtet werden können und rechtlich auf der gleichen Ebene 

sind, haben wir die Voraussetzungen für vollständige, sinnvolle Abwägungen und gute Ent-

scheidungen. 

 

Gut ist auch, dass der Gesetzentwurf erstmals definiert, was neue Mobilität ist, und definiert, 

dass das Land künftig einzelne Einsatzbereiche der neuen Mobilität fördern wird, etwa digita-

le Verkehrsinfrastrukturen, Pilotprojekte zum autonomen Fahren, Elektromobilität mit La-

deinfrastruktur und geteilte Mobilität, sogenanntes Sharing. Diese Sharing-Angebote werden 

hier ausdrücklich als Bestandteil des Umweltverbundes anerkannt, und besonders gut, der 

Entwurf schafft die Voraussetzung, diese Angebote auch tariflich mit dem ÖPNV zu integrie-

ren, was inter- und intramodales Fahren stark erleichtert. Das ist auch wichtig, Shared Bikes 

und E-Scooter und so weiter schließen die Lücke bei der First- und Last-Mile im ÖPNV, und 

sie erhöhen damit die Reichweite und die Attraktivität von ÖV und schaffen Anreize, auf pri-

vaten Pkw zu verzichten und den Verkehr dadurch flächenmäßig zu entlasten. 

 

Gerade an den Mobilitätsknoten – ZOB, Fernbahnhöfe, Flughafen sind hier benannt – müssen 

diese nachhaltigen Verkehrsträger alle intelligent miteinander verknüpft werden. Deswegen 

ist es auch gut, dass die Arbeit an einer Sharing-Strategie festgeschrieben ist. 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 5 Wortprotokoll Mobil 19/73 

20. Mai 2026 

 

 

 

- ni/sch - 

 

Außerdem ist das Thema autonomes Fahren hier auch als Landesziel festgeschrieben, zumin-

dest Rahmenbedingungen dafür. Das ist auch sehr wichtig, denn autonomes Fahren kann Ver-

kehrssicherheit erhöhen, denken wir an hochbetagte Menschen, kann ÖPNV flexibilisieren, 

Effizienz steigern, Fahrermangel begegnen. Deswegen ist das Unterstützen von Pilotprojekten 

in den verschiedenen Phasen absolut notwendig, denn die Technik wird sich weiterentwi-

ckeln, und wir werden zusehen müssen, wie wir das möglichst geschickt nutzen und einbauen. 

 

Besonders stark unterstützen wir das Thema Baustellenkoordinierung, den Aufbau einer 

Baustellenkoordinierungsplattform, die hier rechtlich verbindlich gemacht wird, sogar mit 

Geldbußen für Datennichteinpfleger. Das ist besonders wichtig, denn die Unternehmen leiden 

sehr unter Baumaßnahmen, und es werden immer mehr. Zum Beispiel bei Gastronomiebetrie-

ben kann man sich leicht vorstellen, dass sie insolvent gehen, wenn man so schwer zu ihnen 

hinkommt oder es unangenehm ist, bei ihnen vor der Tür zu sitzen. Aber auch die Anlieferung 

und die Müllabfuhr werden durch lange und viele Baustellen beeinträchtigt. Bisher wird ver-

kehrssicher angeordnet, aber noch nicht genug gebündelt, und Baustellen dauern oft sehr lan-

ge. Deswegen ist jedes unnötige zweite Aufgraben zu vermeiden. Darum hat die IHK auch 

schon vor vielen Jahren den Aufbau eines Tools durch die Leitungsbetriebe mitinitiiert, aber 

es machen offenbar nie alle mit, wenn sie nicht müssen. Deswegen ist zu unterstützen, dass 

ein Mitmachen-müssen festgelegt wird. 

 

Darüber hinaus ist es auch klare IHK-Position, dass sichere Radverkehrsanlagen in Haupt-

straßen integriert werden sollen. Denn neben dem Bekenntnis zur Vision Zero und dem Weg 

zu Zero Emission umfasst die Citylogistik inzwischen auch effiziente und klimaneutrale Las-

tenräder. 

 

Damit das aber nicht zu großen Beeinträchtigungen der vorhandenen Nutzungen im Straßen-

raum, insbesondere Laden und Liefern, führt, müssen für die einzelnen Straßenräume passen-

de Lösungen gefunden werden, die ein sicheres Neben- und Miteinander gewährleisten. Bis-

her ist der Aufbau von Radinfrastruktur in den Hauptverkehrsstraßen hinter den Zielen zu-

rückgeblieben. Wenn das eine Folge zu starrer Mindestvorgaben ist, die genau das verhindert 

haben, dann wird hoffentlich die in § 43 vorgesehene Flexibilisierung hier die nötige Abhilfe 

schaffen, denn wir brauchen schnell viele gute Lösungen. 

 

Bedenken haben wir beim Thema „Güterverkehr auf den ÖPNV verlagern“ oder zu wenig 

Fantasie. Bei der Sharing-Strategie wären wir froh, wenn auch die Finanzierung gesichert 

werden würde, und uns fehlt Parkraummanagement. 

 

Außerdem – und das ist der letzte Punkt – fehlt uns weiterhin eine klare Priorisierung zwi-

schen den einzelnen Zielen, was natürlich schwierig ist. In der Praxis führt das aber dazu, dass 

Zielkonflikte, zum Beispiel zwischen Rad- und Wirtschaftsverkehr, ÖV auf Bezirke verlagert 

werden. Umso wichtiger sind klare Ausführungsvorschriften, die klare Abwägungsmaßstäbe 

vorgeben und die Situation vor Ort erleichtern, damit es nicht zu solchen Schwierigkeiten 

kommt, wie ein Zebrastreifen in der Sickingenstraße, der dann die Großraumtransportanliefe-

rung für Siemens Energy verteuert.  

 

Fazit: Wir begrüßen, dass es den Entwurf jetzt gibt und er vervollständigt ist. – Ich freue mich 

auf Ihre Fragen. 
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Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat jetzt Frau Kohls das Wort. – Bitte schön! 

 

Angela Kohls (ADFC): Guten Nachmittag in die Runde! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrte Abgeordnete! Vielen Dank für die Einladung zur Stellungnahme! – Mein Name 

ist Angela Kohls, ich leite die Abteilung Verkehrspolitik in der ADFC-Bundesgeschäftsstelle. 

Wir sprechen heute hier als Bundesverband, weil Berlins verkehrspolitische Entscheidungen 

durchaus bundesweite Signalwirkung im Guten wie im weniger Guten entfalten.  

 

Das Berliner Mobilitätsgesetz ist ein bundesweiter Maßstab. Berlin hat sich 2018 ein bundes-

weit beachtetes sehr modernes Mobilitätsgesetz gegeben. Das ist auch Blaupause für Mobili-

täts- und Radverkehrsgesetze in anderen Bundesländern. Es stärkt den Umweltverbund. Es 

verbindet Verkehrssicherheit, Klimaschutz und lebenswerte Stadtentwicklung, und es formu-

liert verbindliche Handlungspflichten. Mit der Vision Zero verpflichtet sich Berlin außerdem 

ausdrücklich zu höchstmöglicher Verkehrssicherheit. Dieses Gesetz war ja bekanntermaßen 

eine parlamentarische Antwort auf den Volksentscheid Fahrrad im Jahr 2016.  

 

Ich bringe eine gute Nachricht mit: Eine aktuelle Peer-Review-Vergleichsstudie von „Buehler 

et al.“ aus diesem Jahr, gerade erschienen im International Journal of Sustainable Transporta-

tion, zeigt anhand von Daten bis 2023: Berlin verzeichnet im Vergleich zu New York, Lon-

don und Paris bis dahin die stärkste Radverkehrsentwicklung, unter anderem mit geschützten 

Radwegen, Verkehrsberuhigung und Netzausbau, die das Mobilitätsgesetz verbindlich rahmt. 

Das heißt, es spricht dafür, dass der eingeschlagene Kurs mit dem Mobilitätsgesetz messbar 

wirkt. Die Novelle sollte daher als Chance genutzt werden, ihn fortzusetzen und zu vertiefen, 

nicht, ihn abzuschwächen. 

 

Der ADFC begrüßt einzelne Neuregelungen des Entwurfs, etwa das Ziel von 100 000 Fahr-

radstellplätzen bis 2030 oder auch die Stärkung der Barrierefreiheit. Wir sehen aber an zentra-

len Stellen erheblichen Nachbesserungsbedarf, weil der Entwurf aus unserer Sicht den Kern 

des Mobilitätsgesetzes schwächt und die Verkehrssicherheit in Berlin gefährden könnte. 

 

Das sind aus unserer Sicht folgende Punkte, die das bewirken – erstens: keine Ausnahmen für 

Radwege an Hauptverkehrsstraßen, § 43. Das ist mit Abstand der kritischste Punkt der Novel-

le. Hauptverkehrsstraßen sind ja gerade die Alltagsachsen der Stadt. Hier fahren die meisten 

Menschen, und hier entscheidet sich auch, ob das Fahrrad wirklich als alltagstaugliches Ver-

kehrsmittel für alle wahrgenommen wird oder ob nur die Mutigen fahren. Wer sichere Rad-

verkehrsinfrastruktur auf Nebenstraßen verlagert, schreibt quasi vor: Radfahren ist etwas für 

Umwege, das ist keine Gleichberechtigung im Straßenverkehrsraum. 

 

Die Novelle erlaubt erstmals – so ist es vorgesehen – den vollständigen Verzicht auf Radver-

kehrsanlagen an Hauptverkehrsstraßen, wenn eine sogenannte qualifizierte alternative Stre-

ckenführung vorhanden ist oder die Einrichtung nicht sachgemäß ist. Beide Begriffe sind aber 

im Gesetz nicht definiert. Kriterien etwa zu Breite, Belag, Beleuchtung, Umweltfaktor oder 

Netzkontinuität fehlen. Die Entscheidung liegt damit im Ermessen der Verwaltung. Das ist 

kein theoretisches Problem. Aus Sicht des ADFC handelt es sich hierbei rechtlich gesprochen 

um unbestimmte Ausnahmetatbestände, die dann in der Verwaltungspraxis aber regelmäßig 

ein Hebel sind, um gerade den Ausbau des Radverkehrs genau dort auszubremsen, wo sichere 

Infrastruktur am dringendsten gebraucht wird. Unsere Empfehlung lautet daher klar: Strei-

chen Sie die Ausnahmetatbestände „qualifizierte alternative Streckenführung“ und „nicht 
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sachgerecht“ ersatzlos! Sichere Radinfrastruktur gehört auf die Hauptstraßen als Regelfall, 

nicht als Option. Es gibt gar keinen guten Grund dafür, davon abzuweichen. 

 

Zweitens: Die verbindliche Zielvorgabe für gefährliche Kreuzungen sollte erhalten bleiben, 

§ 21. Bisher schrieb das Gesetz mindestens 10 Unfallschwerpunkte im ersten Jahr, 20 im 

zweiten, danach mindestens 30 vor. Der Entwurf ersetzt diese Vorgaben durch eine unbe-

stimmte bedarfsorientierte Priorisierung. Das bedeutet aber praktisch, aus einem überprüfba-

ren Auftrag wird jetzt ein unverbindliches „Man sollte mal“ – und das ausgerechnet an den 

Kreuzungen, wo die schwersten Unfälle passieren. Gerade hier braucht Berlin Tempo, Priori-

tät und Verlässlichkeit. Daher auch hier die klare Empfehlung: Die quantitative Zielvorgabe 

muss erhalten bleiben, politisch messbar und damit auch verantwortbar. 

 

Ich kann es nur aus bundespolitischer Sicht sagen: falsches Signal zur falschen Zeit! Der 

Bund hat mit den Reformen des Straßenverkehrsrechts ausdrücklich Ziele wie Klima- und 

Umweltschutz, Gesundheit sowie städtebauliche Entwicklung stärker verankert, um den 

Kommunen mehr Handlungsspielräume zu geben. Berlin könnte diese jetzt nutzen, gerade an 

Hauptstraßen beim Ausbau geschützter Radwege, bei der Neuaufteilung des Straßenraums 

und bei sicheren Knotenpunkten. Stattdessen droht Berlin, die eigenen Ambitionen abzusen-

ken. Es ist auch ein Muster erkennbar: Konkrete überprüfbare Pflichten werden durch Ermes-

sensspielräume ersetzt, der Durchsetzungsdruck auf die Verwaltung sinkt und damit letztlich 

auch die Verlässlichkeit des Gesetzes als Planungsgrundlage. 

 

Weitere Aufweichungen an anderer Stelle, etwa bei den Fristen für das Radnetz oder beim 

Ausbau von Fahrradstraßen, folgen demselben Muster. Bezeichnend ist zudem, die Unter-

scheidung zwischen objektiver und subjektiver Sicherheit soll in § 36 Absatz 5 gestrichen 

werden. Das widerspricht dem verkehrswissenschaftlichen Erkenntnisstand. Objektive Si-

cherheit allein bringt keine Menschen auf das Fahrrad. Das subjektive Sicherheitsgefühl ist 

ebenso entscheidend. Der ADFC-Fahrradklimatest von 2024, gerade aktuell veröffentlicht, 

zeigt zudem, dass sich mehr Menschen beim Radfahren unsicher fühlen als noch vor zwei 

Jahren. Subjektive Sicherheit muss daher durch den Gesetzgeber wie auch in der Rechtsan-

wendung ausdrücklich weiter berücksichtigt werden. 

 

Wir empfehlen daher nachdrücklich im laufenden Gesetzgebungsverfahren zwei konkrete 

Korrekturen: Streichen Sie die Ausnahmetatbestände, die es ermöglichen, Radverkehrsanla-

gen an Hauptverkehrsstraßen zu umgehen, § 43! Erhalten Sie die verbindliche, messbare 

Zielvorgabe für den Umbau gefährlicher Knotenpunkte! Denn – letzter Schlussteil – das Ber-

liner Mobilitätsgesetz gilt bundesweit als Referenzrahmen. Diese Ambition sollte doch als 

verlässlicher Rahmen für Verkehrssicherheit und einen Berliner Verkehr, der vielfältig, le-

benswert und sicher für alle ist, erhalten bleiben. – Herzlichen Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Recht herzlichen Dank! – Dann fahren wir gleich mit Herrn von 

Marschall fort. – Bitte schön, Sie haben das Wort! 

 

Heiner von Marschall (Verkehrsclub Deutschland): Herr Vorsitzender! Verehrte Abgeordne-

te! Frau Senatorin! Herzlichen Dank auch von mir für die Einladung! Wenn Sie mir gestatten, 

komme ich direkt auf die strittigsten Punkte, das auch unter der Überschrift – das wurde ja in 

der Einführung durch Herrn Kraft noch mal betont –: die Auswirkungen auf die Verkehrssi-

cherheit, und das Zweite ist, wie weit sie auch den Zielen dieses Gesetzes, die ja in Kraft blei-
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ben, dienen. Das ist insbesondere eine Ausweitung des Anteils des Umweltverbundes am 

Modal Split. Da der Modal Split bei 100 Prozent gedeckelt ist, heißt das, dass andere Teile, 

die nicht Umweltverbund sind, natürlich weniger werden müssen. 

 

Ich beginne mit den Kreuzungen. Auch wir bedauern sehr, dass das Ausbauziel komplett ge-

strichen wird. Begründet wird das mit einer stärkeren Fokussierung auf die Auswahlprozesse. 

Die beste Auswahl –  an der haben Sie nichts geändert – nutzt nichts, wenn nicht klar wird, 

dass auf Grundlage dieser Auswahl auch tatsächlich etwas passiert. Insofern würden wir uns 

tatsächlich freuen, wenn das nicht ersatzlos gestrichen wird. Die meisten Unfälle, insbesonde-

re schwere Unfälle, passieren an den Kreuzungspunkten. Insofern wäre für uns eher die Frage 

gewesen, wie wir das Defizit, dass diese 30 nie erreicht wurden, zumindest verbessern kön-

nen. Ein Vorschlag wäre – wir diskutieren das übrigens auch am 5. Juni im FahrRat –, dass 

man möglicherweise mal überlegt, ein Kreuzungsprogramm aufzulegen. Es gab hier einmal 

einige Pilotprojekte zur Frage, wie eine sichere Kreuzung aussehen müsste. Ich denke, da 

sollte man insbesondere auch Verfahren ändern, wie aus der Erkenntnis, dass etwas schwierig 

ist, tatsächlich auch eine Verbesserung erfolgt. 

 

Was wir durchaus begrüßen, ist, dass Sie sagen und sich auch als neue Koalition dazu beken-

nen, dass das Radvorrangnetz bis 2030 fertig sein sollte. Bekanntlich sollte ursprünglich das 

gesamte Radnetz 2030 fertig sein und in den nachgeordneten Papieren das Vorrangnetz dann 

schon 2027. Wir wissen aber alle, dass das aktuell so nicht möglich sein wird. 

 

Auch das, was Sie jetzt sagen, ist ambitioniert. Der ADFC Berlin hat das mal durchgerechnet, 

wir brauchen Jahresscheiben von 180 Kilometern, um tatsächlich bis 2030 das Vorrangnetz 

fertigzustellen. Wir waren mal in besten Zeiten bei 20, 30 Kilometern, wir sind aktuell auf 

8 Kilometer gesunken, und ich bin jetzt sehr gespannt auf die Radverkehrspläne, die dies er-

reichen sollen. 

 

Damit komme ich zu dem wahrscheinlich umstrittensten Punkt, und das sind die Standards. 

Gerade für das Radvorrangnetz gelten Standards. Gerade das Radvorrangnetz soll Radverkehr 

bündeln und Radverkehr anlocken, zusätzlichen erzeugen, aber auch bündeln, weil hier be-

sonders gute Voraussetzungen da sind, und das Radvorrangnetz hat demnach auch höhere 

Standards. Ich habe ein bisschen Sorge, dass diese Veränderung – auch wenn sie sich erst mal 

nur auf die Hauptstraßen bezieht – tatsächlich geeignet ist, die Diskussion in der Stadt doch 

konfrontativer zu machen, und ich bin mir gar nicht sicher, ob Sie verstehen, was Sie damit 

eigentlich gerade anrichten. Deshalb möchte ich gern versuchen, das zu spiegeln, um das zu 

verdeutlichen. 

 

Es gibt das schöne deutsche Sprichwort: Was du nicht willst, das man dir tut, das füg auch 

keinem andern zu! Deshalb versuchen wir einfach mal, diesen Absatz jetzt so umzuändern, 

dass wir statt Radspur mal Kfz-Spur sagen, und dann hören wir mal, wie die Sachen so sind, 

hören, dass Sie auch begleiten, hatten wir auch, wir wollen die Standards senken, dann könn-

ten wir viel mehr bauen. Wenn irgendwo kein Radverkehr ist, dann brauchen wir vielleicht 

auch gar nichts. Wenn es parallel noch eine andere Möglichkeit wird, dann kann man auch 

ganz drauf verzichten. Ich wende das jetzt mal auf den aktuellen Fall Unter den Eichen an. 

Dort haben wir aktuell eine Kfz-Spur von 3,40 Metern, meines Wissens. Wenn wir jetzt ein-

fach mal die Standards senken, könnten wir daraus ganz locker zwei Spuren machen, die ha-

ben dann blöderweise nur noch 1,60 Meter. Wenn wir dann feststellen, auf einer 1,60 Meter 
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breiten Kfz-Spur fährt ja gar kein Auto, dann stellt sich die Frage: Gibt es hier überhaupt ei-

nen Bedarf? Wenn wir dann noch feststellen, es gibt eine parallele Nebenstraße, wo das Auto-

fahren erlaubt und möglich ist, dann stellt sich die Frage: Brauchen wir überhaupt Kfz-Spuren 

auf der Hauptstraße? Das ist gaga, für alle vollkommen klar. Aber ich weiß nicht, ob Ihnen 

klar ist, dass es genau das ist, was Sie aktuell der Radfahrcommunity zumuten. 

 

Standards haben einen Sinn, und Standards haben vor allem den Sinn der Verkehrssicherheit. 

Was an dieser Stelle auch auffällt, hier sollen für eine einzige Verkehrsart die Standards nicht 

mehr angewendet werden müssen. Kein Mensch redet davon, Kfz-Spuren kleiner zu bauen. 

Keiner redet davon, Busspuren kleiner zu bauen. Keiner redet davon, Tramlinien kleiner zu 

bauen, und es redet auch niemand vom Fußverkehr. Es geht um eine einzige Verkehrsart, das 

ist der Radverkehr. Stellen Sie sich vor, das würde jemand aus der Radbubble Ihnen so für 

den Autoverkehr vorschlagen, dann würden Sie ihn mit gutem Grund als Autohasser bezeich-

nen, und ich bin von den Radverbänden begeistert, dass sie das jetzt umgekehrt nicht auch so 

tun. Aber dass Sie das wirklich nur für eine einzige Verkehrsart sagen, ist eine Ungleichbe-

handlung. Das dient nicht der Verkehrssicherheit. 

 

Der zweite Punkt, der dann schwierig wird, ist, dass Sie auch sagen, Sie wollen streichen, 

dass Nebenstraßen zu Fahrradstraßen umgebaut werden sollen. An der Stelle frage ich mich: 

Wo soll dann eigentlich noch das Vorrangnetz mit 180 Kilometern pro Jahr gebaut werden? 

Sie wollen die Standards nicht an den Hauptstraßen. Im Nebennetz sind es tatsächlich die 

Fahrradstraßen, wo man schnell und mit großer Strecke relativ einfach und relativ günstig das 

Netz erweitern könnte. Deshalb verstehe ich das nicht, und hier appelliere ich auch, diese 

Streichungen bitte wieder zurückzunehmen. Vielleicht ganz kurz: Wir haben das Problem, 

auch hier gibt es Standards, wir reden von 4 Metern Breite für Fahrradverkehr nutzbar plus 

zweimal 50 Zentimeter Sicherheitszone gegen „Dooring“-Unfälle, das geht um insgesamt 

5 Meter in allen Fahrradstraßen. In allen Straßen, wo Menschen arbeiten oder leben, braucht 

die Feuerwehr eine Aufstellfläche von 5,15 Metern. Leider wird bereits bei vorhandenen 

Fahrradstraßen von diesen 4 Metern abgewichen. Aber diese 5 Meter, also 4 Meter plus 

zweimal ein halber, wären in jeder Straße vorhanden, wo die Feuerwehr ihre vorgeschriebene 

Aufstellfläche hat. Deshalb verstehe ich gar nicht, weshalb man sagt, das sollte man streichen, 

weil das genau hier passieren soll. 

 

Sie wissen, dass wir als VCD hier in Berlin tatsächlich das Radvorrangnetz vorranging sehen 

und deshalb auch das Hauptstraßennetz davon sehr deutlich trennen. Aber das Vorrangnetz 

verläuft sowohl auf Hauptstraßen, und da ist es dann besonders wichtig, wenn Sie das jetzt 

vorrangig ausbauen, dass an diesen Stellen dann auch die Standards eingehalten werden, und 

das Gleiche gilt dann auch für die Nebenstraßen, wo es ansonsten sein sollte. Noch mal: Diese 

Standards hat sich nicht irgendjemand Böses ausgedacht, die sind in Deutschland Stand der 

Technik, sie sind in der RASt, sie sind in der ERA, und das ist der Punkt, wo man das, glaube 

ich, berücksichtigen müsste. 

 

Ich würde gerne noch kurz zwei Sätze zur neuen Mobilität sagen, wenn Sie gestatten, weil ich 

daran auch beteiligt war. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Wir sind schon bei sieben Minuten und mit Blick auf die Zeit, 

Sie haben nachher noch Gelegenheit, auch Fragen zu beantworten, und dann sage ich viel-

leicht auch – –   
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Heiner von Marschall (Verkehrsclub Deutschland): Sollte es dazu Fragen geben, sage ich 

dann auch gern noch etwas zum jetzt entstandenen Absatz für neue Mobilität. – Herzlichen 

Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Wir danken Ihnen! – Die Fragen wird es mit Sicherheit geben. – 

Dann steigen wir in die Debatte ein und beginnen mit Kollegin Hassepaß. – Sie haben das 

Wort. 

 

Oda Hassepaß (GRÜNE): Vielen Dank! – Jetzt sind tatsächlich schon einige Punkte von 

meinem Zettel viel kürzer geworden, was wahrscheinlich alle mit Blick auf das Ende dieser 

Sitzung etwas erfreut.  

 

Für mich ist noch einmal wichtig: Wir wissen ja – und das liegt ja tatsächlich gerade auch in 

CDU-Händen –, Sie haben im Senat ein Verkehrssicherheitsproblem und ein Klima- bezie-

hungsweise ein Hitzeschutzproblem zu lösen, und dann wäre es natürlich vernünftig, nachhal-

tige und freundliche Mobilität zu fördern und zu unterstützen. Dann wäre es natürlich kom-

plett unvernünftig, nachhaltige, freundliche Mobilität zu bremsen, zu stoppen oder zu behin-

dern. Deshalb verstehe ich das Vorgehen in diesen zwei Punkten einfach nicht, die gerade 

auch schon erwähnt wurden, weil, wenn wir nach rechts und links in andere Metropolen gu-

cken, dann sehen wir ja, die gehen den Weg, dass sie schnelle Radwege machen, Infrastruktur 

durch die Stadt, damit möglichst viele Leute mit dem Rad unterwegs sein können. Und Sie 

versuchen jetzt sozusagen, das möglichst zu behindern – oder dass man auch Ausnahmen ma-

chen kann. Ich wäre für einen vernünftigen Weg für mehr Lebensqualität und nicht für einen, 

wo der Durchgangsverkehr immer Priorität hat, wie bei der CDU häufig zu sehen. 

 

Zwei Punkte finde ich wichtig beziehungsweise habe ich dazu noch eine Frage: Die Zielvor-

gabe von 30 zu sichernden Kreuzungen, da hat man ja ein bisschen gemerkt: Oh, das schaffen 

wir gar nicht, das ist ganz schön viel –, und dann streichen wir jetzt einfach mal das Ziel. 

Aber welche Folgen hat das denn für die jährlich 16 000 Verletzten, wenn einfach kein Ziel 

mehr da ist. Denken Sie, dass Sie damit dann der Vision Zero irgendwie näherkommen, oder 

wird man auch da das Ziel streichen? 

 

Zu den Radverkehrsanlagen an Hauptstraßen: Ein Punkt fehlte mir jetzt noch in der Betrach-

tung, wenn wir keine fehlenden Radwege haben. Herr Kraft, Sie hatten vorhin ja auch gesagt, 

Sie sind so ein großer Fan vom Fußverkehr und gehen so gern zu Fuß, aber für Einzelhändler 

oder für Kitas, Schulen, Bibliotheken, alles Sachen, Menschen, die dort wohnen, würde es ja 

auch bedeuten, wenn es keine Radverkehrsanlagen mehr gibt, dann werden die Radfahrenden, 

besonders Kinder, die mit ihren Eltern unterwegs sind, auf den Fußweg geleitet. Das ist be-

sonders für Kinder und ältere Menschen oder Menschen mit Mobilitätseinschränkungen fatal, 

wenn Sie jetzt sagen: Wir haben hier keine Radverkehrsanlagen mehr, die werden auf den 

Radweg geleitet. – Wie stellen Sie sich das dann vor? – Das sind meine zwei Fragen. – Vielen 

Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat gleich Ihre Kollegin das Wort. – Frau Kollegin Wah-

len, bitte schön! 
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Catrin Wahlen (GRÜNE): Vielen herzlichen Dank, auch für Ihre Ausführungen! – Ich fand 

das sehr spannend, dass Sie sehr ähnliche Punkte angesprochen haben, wenn auch aus ver-

schiedenen Blickwinkeln. 

 

Ich möchte darum bitten zu präzisieren, wann Sie uns Ihre Änderungen an Ihrem Gesetzes-

vorschlag präsentieren wollen und ob Sie denn die Punkte, die die Landesbeauftragte und der 

Allgemeine Blinden- und Sehbehindertenverband eingebracht haben, übernehmen, weil die 

Kritik von Frau Braunert-Rümenapf in ihrer Funktion doch recht grundsätzlicher Natur ist, 

weil falsche Gesetzespassagen zitiert worden sind und Barrierefreiheit durch diese hervorge-

hobene Erwähnung auf Aufzüge und Rampen beschränkt werden soll. Dann natürlich auch 

noch die Frage nach den angemessenen Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen. 

 

Aus der Stellungnahme vom Allgemeinen Blinden- und Sehbehindertenverband können wir 

sehr schön sehen, dass die Konflikte zwischen Rad- und Fußverkehr sehr wohl vorhanden 

sind, und zwar gerade an den Punkten, wo andere Mobilitätsformen auf die Fußverkehrswege 

entweder hingeleitet werden sollen oder durch fehlende Infrastruktur faktisch geleitet werden, 

außerdem die Konflikte beim Wirtschaftsverkehr, dass der nicht zulasten von ÖPNV-

Fahrgästen oder Menschen mit Behinderungen gehen darf. 

 

Dann haben wir in Verbindung mit der Sharing-Strategie auch noch die Konflikte für Men-

schen mit Behinderungen. Ich finde die Ergänzungsideen und die Ausgestaltung derer sehr 

positiv. Ich würde es sehr begrüßen, wenn wir hören, inwiefern Sie das übernehmen wollen. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Das Wort bleibt bei der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Frau 

Kapek ist die nächste Rednerin. – Sie haben das Wort, bitte schön! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): Erst mal erstaunlich, dass sich offensichtlich niemand aus anderen 

Fraktionen – –  [Zuruf] – Ah, okay, verstehe! – Ich habe mich spät gemeldet, insofern habe 

ich mich jetzt gewundert. – Aber ich versuche, es dann noch mal mit ein paar anderen Aspek-

ten anzureichern und möchte bei Herrn Dr. Kaden beginnen, der ein paar positive Aspekte 

benannt hat. Auch wir finden gut, dass das Mobilitätsgesetz weiterentwickelt wird, und hätten 

uns in vielen Bereichen mehr gewünscht, angefangen dabei, dass, wenn man sich mit der 

Wirtschaft oder Wirtschaftsverbänden und Unternehmen über Wirtschaftsverkehr unterhält, 

die häufigste Rückmeldung ist, dass wir vor allem ein Vollzugsproblem haben, also dass mir 

die schönste Liefer- und Ladezone der Welt nichts nutzt, wenn sie denn zugeparkt ist, und 

dass wir gerade beim Thema zugeparkter Kreuzungen, Einfahrten, Liefer- und Ladezonen, 

aber auch beim Thema Abschleppen massive Defizite haben. Nichts davon ist in Ihrem neuen 

Entwurf geregelt, und das ist, glaube ich, ein Defizit, das es noch auszugleichen gilt. 

 

Ebenfalls haben Sie positive Aspekte zu den E-Scootern benannt. Was aber fehlt, ist ein ver-

pflichtendes Abstellen auf Abstellflächen, denn ich glaube, kaum ein Thema ärgert die Leute 

auf der Straße so sehr. Ich habe zum Thema E-Scooter durchaus zwei Herzen in meiner Brust. 

Also ich sehe schon auch Nutzen und nicht nur Ärgernis. Aber es gibt wirklich viele Men-

schen, gerade ältere, die sagen: Das ist eine große Beeinträchtigung für den Fußverkehr. – Ich 

glaube, die einzige Lösung wäre eine Verpflichtung zum Abstellen auf Abstellflächen. Dies 

fehlt in Ihrem Entwurf. 
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Same die Baustellenkoordination, gut, dass man hier einen Schritt weitergehen will, aber so-

lange wir nur einen ehrenamtlichen Baustellenkoordinator haben und auch nur eine digitale 

Plattform, aber nicht wie das Land Hamburg eine Runde verbindlich beim Verkehrssenator, 

die sich einmal im Monat trifft, um verbindliche Absprachen zur Koordination zu treffen, 

werden wir hier auch weiter viele Menschen haben, die sich über unkoordinierte Baustellen 

ärgern. – [Zuruf] – Das ist doch Quatsch! In Hamburg funktioniert das wunderbar, Herr 

Schaal, und wenn Sie nicht immer nur dagegen und am Motzen wären, dann würde man die 

Stadt vielleicht auch weiter voranbringen. Wir haben hier ein Modell, das funktioniert, das 

könnte man eins zu eins übernehmen. Dann hätten Sie sogar mal einen Erfolg, den Sie ver-

kaufen können. 

 

Die IHK oder Herr Dr. Kaden hat ebenfalls erwähnt, dass es klare Abwägungsleitlinien und 

Ausführungsvorschriften brauchte. Das sehen wir genauso. Leider wurden diese gerade abge-

schafft. Also die Entwicklung ist nicht positiv, sondern rückwärtsgewandt. 

 

Ich glaube – und das haben ja alle anderen auch ausgeführt –, der Schlüssel zum Erfolg liegt 

in Routen, und um diese Routen zu bestimmen, muss man schauen, wo Quell-Ziel-Verkehre 

sind. Wenn, wie diese Koalition zu Beginn der Legislatur versprochen hat, es ein neues Mit-

einander geben würde, dann würde man hier alle Verkehrsarten mit einbeziehen. Vor dem 

Hintergrund kann man einfach nur sagen: Das bedeutet, dass ich einmal zur Kenntnis nehme, 

dass ich in Nebenstraßen noch größere Konflikte zum einen um Platz habe, weil die in der 

Regel enger als Hauptverkehrsstraßen sind, und zum anderen ich dort noch mehr Anwohner 

habe. Wenn ich also sage, ich möchte, dass die Radwege – 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Ich möchte nur ganz kurz auf die Uhr hinweisen, danke schön! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): – ins Nebenstraßennetz verlagert werden müssen, dann heißt das auf 

gut Deutsch, Sie wollen gar keine Radwege, denn aus den ausgeführten Gründen wird das so 

nicht funktionieren – plus die Schulen, die Einkaufsläden, die Unternehmen, die Wohnungen, 

die liegen eben an Hauptverkehrsstraßen. Das heißt, mit diesem Vorschlag, wenn Sie den 

nicht zurücknehmen, werden Sie Radfahrer auf den Gehweg zwingen und damit die Konflikte 

noch verschärfen, und das kann ja wohl wirklich nicht im Sinne des Erfinders sein. Es führt 

auf jeden Fall nicht zu mehr Verkehrssicherheit. – Zum Thema Kreuzungen sage ich nichts 

mehr, außer – 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Sie müssen jetzt zum Ende kommen, liebe Frau Kapek! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): – dass eine Reduktion des Ziels, sichere Kreuzungen umzubauen, 

nichts anderes ist als ein Offenbarungseid, und das ist sicherlich keine gute Entwicklung, son-

dern ein absoluter Rückschritt. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Die Redeliste ist natürlich voll. – Als Nächster spricht der Kolle-

ge Schopf. 

 

Tino Schopf (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Vielen Dank an die Anzuhörenden, 

an Frau Kohls, Herrn von Marschall und Herrn Dr. Kaden! – Ich möchte gern noch etwas 

ganz Grundsätzliches sagen: Der Kollege Johannes Kraft hatte ja bereits in der Einführung 

zum Ausdruck gebracht, dass hinter uns ein wirklich sehr langer Verhandlungsprozess liegt. 
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Er begann im August 2023, und es lagen damals 128 Änderungswünsche unseres Koalitions-

partners zum Mobilitätsgesetz vor. Wir unterhalten uns heute über 29 Änderungsanträge, be-

ziehungsweise eigentlich sind es nur 28; warum es 28 sind, werde ich gleich sagen. Von 128 

auf 28 Änderungsanträge, das macht schon mal deutlich, dass wir hier wirklich hart gerungen 

haben. 

 

Wir haben im jetzigen Gesetzentwurf gemeinsam durchaus Verbesserungen herbeigeführt, 

auch darauf ist Kollege Kraft eingegangen. Da geht es um eine sichere, energiesparende und 

umweltfreundliche Beleuchtung, um eine sichere, saubere, klimafreundliche Mobilität, um 

sichere, saubere Haltestellen, aber auch um fahrradfreundliche Dienststellen und Dienstfahr-

räder. Der Fußverkehrsplan berücksichtigt künftig ausdrücklich das Thema Barrierefreiheit, 

temporäre Querungshilfen vor sozialen Einrichtungen, Schulen, Kitas et cetera pp., auch die 

Stadt-Umland-Verkehre werden berücksichtigt und darüber hinaus natürlich auch der Ab-

schnitt Neue Mobilität mit der Baustellenkoordinierungsplattform und den Themen autono-

mes und teilautomatisiertes Fahren. Gleichwohl nehmen wir die Bedenken der Verbände, der 

Initiativen, das, was wir von Ihnen gehört haben, Herr Dr. Kaden, Frau Kohls und Herr von 

Marschall, ernst. 

 

Ich möchte aber auch sagen: Im Grunde genommen geht es um einen Paragrafen, das haben 

Sie, Frau Kohls und auch Herr von Marschall, bereits erwähnt, das ist § 43 Absatz 1, die Rad-

verkehrsanlagen an Hauptverkehrsstraßen. Ich habe das im Plenum gesagt, und ich möchte 

das hier auch noch mal sagen: Über was reden wir hier eigentlich? – Ausnahmen sind bereits 

heute zulässig. Wenn ich feststelle, dass ich eine Straße habe, an der eine Radverkehrsanlage 

nicht in der Regelbreite errichtet werden kann, dann sind heute bereits schon Abweichungen 

möglich. Ich kann sogar heute auch komplett – das ist der Status quo – auf die Errichtung 

einer Radverkehrsanlage verzichten, wenn es gar nicht anders geht. Das hätte man aus meiner 

Sicht, aus unserer Sicht nicht in diesen Gesetzentwurf schreiben müssen, gleichwohl war es 

dem Koalitionspartner wichtig. Wir sind nun einmal eine Koalition, und wir haben dem 

Wunsch des Koalitionspartners in der Hinsicht entsprochen. 

 

Nichtsdestotrotz möchte ich aber auch dazu sagen – das ist das, was Sie, Frau Kohls und Herr 

von Marschall, auch gesagt haben –, dass diese Abweichung nur dann zulässig ist, wenn es 

eine qualifizierte alternative Wegeführung gibt. Weil Sie gesagt haben, da steht nichts Genau-

eres: Es gibt die Begründung dazu, das ist der Punkt 18, wo aufgeführt ist, wie man sich diese 

alternative qualifizierte Wegestrecke vorstellt. In der Begründung steht, eine qualifizierte al-

ternative Strecken- oder Wegeführung auf Nebenstraßen im unmittelbaren Umfeld beinhaltet 

beispielsweise einen gut befahrbaren Belag sowie einen engen räumlichen Zusammenhang 

zur betroffenen Hauptverkehrsstraße. Fakt ist für mich beziehungsweise für uns natürlich 

auch, dass das dann gut erkennbar ausgeschildert sein muss. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Herr Kollege, Sie sind auch über die drei Minuten und müssten 

zum Schluss kommen. 

 

Tino Schopf (SPD): Sie darf darüber hinaus auch keine Steigungen aufweisen. Und wenn wir 

mal in die ERA 2016 beziehungsweise den Radverkehrsplan schauen, haben wir hier einen 

Umwegfaktor von maximal 1,1. Das muss künftig berücksichtigt werden. 
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Herr Vorsitzender, jetzt würde ich doch darum bitten, dass ich vielleicht noch ein paar Minüt-

chen bekomme, denn ich möchte ganz gerne etwas dazu sagen, weil die Frage gestellt wurde, 

welche Änderungsanträge es seitens der Koalition gibt. Ansonsten können Sie mich gerne 

noch mal auf den Zettel nehmen. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Sie müssten sich wirklich noch mal melden, Herr Kollege, das 

sind unsere Verfahrensregeln. 

 

Tino Schopf (SPD): Okay! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat das Wort jetzt die Kollegin Vierecke. – Bitte schön! 

 

Linda Vierecke (SPD): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Vielen Dank auch an die Anzuhö-

renden für ihre Ausführungen! Ich persönlich finde auch eine Weiterentwicklung von einem 

Mobilitätsgesetz wirklich gut, und in Teilen beinhaltet das auch, dass wir uns, glaube ich, 

beim Thema Neue Mobilität alle einig sind. Ich möchte mich auch ganz herzlich bei Tino 

Schopf bedanken, dass wir von diesen Änderungen nur den geringen Teil – er hat das wirklich 

plastisch klargemacht – verhandelt haben, weil der Entwurf deutlich schlimmer war. Trotz-

dem muss ich auch sagen, dass ich große Probleme mit den Änderungen an dem Gesetz habe, 

nicht nur, weil ich selber mit dem Rad hier in der Stadt unterwegs bin, das täglich erlebe und 

einfach merke, dass wir von einer sicheren Infrastruktur für den Radverkehr weit entfernt 

sind. Der Radverkehr ist nun mal der Streitpunkt in dieser Koalition. Ich habe Kinder, die an 

Hauptverkehrsstraßen zur Schule fahren, das ist nun mal der Schulweg. Ich wünsche mir na-

türlich von meiner eigenen Koalition, dass da mehr gemacht wird und nicht Rückschritte pas-

sieren, aber das beinhalten diese Änderungen eben schon. 

 

Ich beziehe mich besonders auf den zitierten § 43, das sind die Hauptverkehrsstraßen. Eine 

sichere Radinfrastruktur gehört auf die Hauptstraßen, dort sind die Krankenhäuser, Kitas, Ge-

schäfte. Ich beziehe mich auch auf § 21, auf die schwierigen Verpflichtungen, jährlich min-

destens 30 der gefährlichsten Kreuzungen umzugestalten. Dort haben wir einfach Handlungs-

druck, und das ist ein Punkt, der zur Verkehrssicherheit ganz klar mit dazugehört. Natürlich 

heißt, ein Teil einer Koalition zu sein, immer auch, Kompromisse einzugehen, miteinander ins 

Gespräch zu kommen und zu schauen, was der Koalitionspartner will. Gleichwohl ist das et-

was sehr Bitteres. Ich muss aber auch sagen, ich glaube, wir merken jetzt, dass die CDU, ob 

es ein Mobilitätsgesetz gibt oder nicht, weder mit noch ohne am Ende die Radwege bauen 

wird. Meine Frage wäre in dem Sinne auch an Sie, wie viele Radverkehrsmeter es in diesem 

Jahr werden, Frau Bonde. Wie kommen wir im Radverkehrsausbau voran, wenn das in die-

sem Gesetz nicht der Radwegestopp ist? Wie schützen Sie die Radfahrenden in der Stadt? 

 

Dann hätte mich auch noch die Präzisierung beim VDC interessiert, was Sie zu Neuer Mobili-

tät noch anführen wollten. Meine Nachfrage dazu: Wie beurteilen Sie das? – Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Als Nächster auf der Redeliste ist der Kollege Ronneburg. – Sie 

haben das Wort, bitte schön! 

 

Kristian Ronneburg (LINKE): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Natürlich bedanke ich 

mich auch bei den drei Anzuhörenden für die Eingangsstatements. Ich freue mich auch, dann 

von Herrn von Marschall noch mal etwas zu der Neuen Mobilität zu hören. Ich fand die Bei-
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träge auch sehr konstruktiv und breit gefächert. Ich glaube, die Quintessenz hatte ich bei 

Herrn von Marschall herausgehört. Ich würde noch mal an die Koalition und an den Senat die 

Frage danach zurückspielen, wie das Radverkehrsvorrangnetz überhaupt eines Tages umge-

setzt werden soll, wenn diese Änderungen hier so verabschiedet werden sollen, wie sie ange-

dacht sind. 

 

Ich fange jetzt aber kurz noch mal anders an. Ich bemerke nach den Statements der SPD-

Fraktion, dass wir es eigentlich mit einem Gesetzentwurf zu tun haben, der fünf vor zwölf, 

kurz vor der Panik hier noch mal eingereicht worden ist, um Sachen miteinander zu dealen. 

Ich habe es schon in meiner Rede im Plenum gesagt: So geht man mit einem Gesetz eigent-

lich nicht um. Selbst das umstrittene Mobilitätsgesetz hat es nicht verdient, dass damit so lie-

derlich – sage ich jetzt mal – umgegangen wird. Warum? – Ich stelle erst mal fest, die Koali-

tion hatte drei Jahre Zeit, dieses Gesetz zu novellieren. Wir haben schon sehr früh mitbe-

kommen, welche weitgehenden Änderungsvorschläge, Entkernungsvorschläge die CDU hatte. 

Wir stellen fest, das waren jetzt drei Jahre Abwehrkampf seitens der SPD-Fraktion, um Dinge 

zu blockieren. Man stellt fest, dass im Grunde jetzt noch mal einige zentrale Inhalte des Mo-

bilitätsgesetzes rausgenommen, entkernt worden sind, Stichwort Radverkehr. Bei dem Rest 

haben wir es dann mit redaktionellen Änderungen zu tun, die ich zum Teil sehr zweifelhaft 

finde, zum Dritten mit Ergänzungen zu Neuer Mobilität, die aus meiner Sicht eher eine An-

sammlung von Dingen sind, die bereits schon vorgedacht waren oder die jetzt gerade umge-

setzt werden, und die schreibt man jetzt mal als einen neuen Absatz in dieses Gesetz. 

 

Ich finde, wie gesagt, der Umgang mit dem Mobilitätsgesetz ist hier nicht in Ordnung. Was 

dieses Gesetz verdient, ist wirklich eine Evaluierung, das habe ich auch schon im Plenum 

gesagt, das wiederhole ich an der Stelle noch einmal. Ich glaube, jede neue Koalition sollte 

sich dieses Gesamtkunstwerk zu Beginn der nächsten Legislatur wirklich einmal vornehmen 

und versuchen, einen sehr starken und breit gefächerten Stakeholderprozess auf den Weg zu 

bringen, um es tatsächlich weiter zu qualifizieren und nicht irgendwie halbgar kurz vor den 

Wahlen teilweise zu massakrieren und sich dann auf die Schulter zu klopfen, dass man 

Schlimmeres verhindert hat. Ich habe aber auch gesagt, dass ich natürlich Respekt vor der 

Leistung der SPD-Fraktion an der Stelle habe, denn, wie gesagt, die Änderungsvorschläge 

waren schon vor einigen Jahren öffentlich. Hut ab davor, dass das jetzt nicht noch schlimmer 

geworden ist! 

 

Ich lade die Koalition auch noch mal dazu ein, Stellung zu den beiden Kritikpunkten zu be-

ziehen, die die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen und auch der ABSV uni-

sono vorgetragen haben, diese Engführung der Definition von Barrierefreiheit im Gesetzent-

wurf. Das würde mich noch mal interessieren. Ich brauche vielleicht auch noch mal eine 

zweite Runde. 

 

Ich möchte an der Stelle hier noch mal konkret nach einem Punkt fragen, gleich zu Beginn, 

vielleicht kann das noch mal erklärt werden, das ist die Änderung, das ist Abschnitt 2 – Ent-

wicklung des ÖPNV. Da haben wir § 26 – Besondere Ziele der Entwicklung des ÖPNV. Es 

gibt in Absatz 3 am Ende einen neuen Satz, das ist ein Schachtelsatz, aber ich habe mir Mühe 

gegeben, ihn zu verstehen. Vielleicht habe ich ihn nicht verstanden, deshalb stelle ich jetzt 

diese Frage. Dort wird ausgeführt: 
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„Der Aufgabenträger kann durch allgemeine Vorschriften unter Beachtung der Vor-

gaben Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für weitere öffentlich zugängliche Ver-

kehrsmittel, die die Anforderungen von Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007 erfüllen und die in § 8 Abs. 1 PBefG genannten Verkehrsarten des 

ÖPNV ergänzen oder verdichten, vorsehen, dass Tarifprodukte des ÖPNV ganz oder 

teilweise auf einen vom Aufgabenträger festgesetzten Preis für die Nutzung des An-

gebots angerechnet werden.“ 

Okay, lassen wir den Satz mal kurz auf uns wirken! Ich möchte einfach die Frage stellen: Ist 

damit gemeint, dass zukünftig der Aufgabenträger also bestimmen kann beziehungsweise soll, 

dass man ÖPNV-Tickets künftig für Taxi und Mietwagen nutzen kann oder das angerechnet 

werden kann? Ich möchte fragen, ob das die Absicht ist, die dahintersteckt, also Taxi und 

Mietwagen, denn ich habe noch mal ins Gesetz geschaut – 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Sie müssten jetzt zum Schluss kommen, Herr Kollege Ronne-

burg, Sie sind bei fünf Minuten. 

 

Kristian Ronneburg (LINKE): – und würde gerne kurz eine Erklärung dazu haben, und 

eventuell melde ich mich dann noch einmal. – Danke! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Das können Sie gerne tun. – Der nächste Redner ist der Kollege 

Wiedenhaupt. 

 

Rolf Wiedenhaupt (AfD): Danke auch von mir an die Anzuhörenden für die Eingangsstate-

ments! – Lange hat es gedauert, bis wir eine Weiterentwicklung bekommen haben, aber sie ist 

natürlich zu kurz gesprungen. Was wir erwartet hätten, wäre eine klare Veränderung des Mo-

bilitätsgesetzes im Sinne von Gleichberechtigung aller Verkehrsträger, aber wir haben von der 

SPD sehr süffisant gehört, dass man die CDU über den Tisch gezogen hat. 140 Forderungen 

gab es, 29 sind übrig geblieben. Das sind gebrochene Wahlversprechen, Herr Kollege Kraft, 

das muss man einfach so sehen, denn Sie haben diese ursprünglichen Änderungen im Wahl-

kampf versprochen. 

 

Was ich hier auch noch mal kritisieren möchte, ist die Art und Weise, wie die Koalition zur-

zeit dieses Parlament aushebelt, indem sie liegengebliebene Gesetzesanträge mit einem Mal 

massiv durch die Ausschüsse treibt und in kürzester Zeit, teilweise ohne Anhörung, hier ver-

abschieden will. Da kommen dann auch Sprüche von bedeutenden Vertretern aus der Koaliti-

on, das Hochschulbaugesetz halten sie selber für verfassungswidrig, was die Vorgehensweise 

angeht. Hier sagen Sie, Sie haben Änderungsanträge, die bei Ihnen quasi beschlossen sind, 

aber Sie bringen sie hier noch nicht ein, und zwar in schriftlicher Form, sodass man sie wirk-

lich kontrollieren und mit den Sachverständigen beispielsweise besprechen kann. Das ist kei-

ne Art und Weise des Umgangs mit dem Parlament. 

 

Was die Inhalte hier angeht – ich habe das in der Plenardebatte schon gesagt –, hat man ver-

sucht, viele Gemeinplätze rein zu verhandeln. Ich verstehe überhaupt nicht, wozu man dafür 

ein Gesetz braucht. § 4 Absatz 6: 

„Die Beleuchtung von Straßen, Wegen und Plätzen soll an den Bedürfnissen der 

Menschen ausgerichtet sein.“ 
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Ja, was sonst? – § 12: An- und Abreiseverkehre zu Großveranstaltungen sollen unkompliziert 

mit dem ÖPNV passieren. – Logisch! 70 000 Menschen, mit was sollen sie sonst hinkom-

men? – Fernbahnhöfe sollen gut mit dem ÖPNV angeschlossen werden. Das sind alles Ge-

meinplätze, die uns nicht voranbringen, und es fehlt an den eigentlichen Änderungen, die 

notwendig gewesen sind. 

 

Das Thema Barrierefreiheit ist hier schon mehrfach angesprochen worden. Wir sehen das 

auch so. Ich wundere mich, dass nach der Ausschussanhörung hier nicht wirklich auf die Be-

dürfnisse von kognitiv eingeschränkten Menschen eingegangen wird, dass Barrierefreiheit bei 

dieser Koalition und bei diesem Senat nach wie vor nur bedeutet: Ich haben einen Rollstuhl, 

ich habe einen Rollator und brauche gewisse Hilfen. – Nein, wir brauchen gerade auch für 

kognitiv eingeschränkte Menschen deutliche Verbesserungen. 

 

Das Gleiche gilt für die hier angesprochene Thematik der Verflachung des § 21, wo jetzt nur 

noch steht: An den ermittelten gefährlichsten, unfallträchtigsten Kreuzungen sollen die Ge-

fahrenquellen beseitigt werden. – Ja, logisch! Alles andere wäre ja Gefährdung von Menschen 

durch Unterlassen. Aber wir brauchen natürlich klare Vorgaben und Ziele. Die haben Sie 

rausgenommen und das in diesen Wischiwaschi-Reigen dieses ganzen Gesetzes hineinge-

packt. 

 

Ich hätte ein, zwei, drei, vier konkrete Fragen an die Anzuhörenden. Herr Dr. Kaden, Sie ha-

ben das Thema Baustellenkoordination angesprochen. Wir haben selber hier einen Antrag 

eingebracht, bei dem es darum ging, dass man die Baustellenkoordination als Standardaufga-

be in die Senatsverkehrsverwaltung integriert. Der Senat hat nur einen ehrenamtlichen Bau-

stellenkoordinator ernannt. Frage: Ist das aus Sicht der IHK genügend, dass wir einen ehren-

amtlichen Koordinator haben, oder sollte das als Hauptaufgabe integriert werden? 

 

Zweites Thema: Sie haben das Portal angesprochen, in das zukünftige Bauwünsche einge-

bracht werden sollen. Natürlich, auch völlig richtig! Wir haben mit Bedauern festgestellt – Sie 

haben angesprochen, dass dieses Tool mal von der IHK mit angeregt worden ist –, dass das 

vorhandene Tool von infrest anscheinend nicht genutzt, sondern ein neues entwickelt werden 

soll. Das würde uns viele Jahre zurückwerfen, deshalb die Frage, ob Sie es nicht auch sinnvol-

ler finden würden, wenn man vorhandene Möglichkeiten wie beispielsweise dieses infrest-

Tool nimmt und ausbaut, weil wir dann in dieser Portalfrage schneller vorankommen. 

 

Frau Kohls, Sie haben – 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Sie müssten auch langsam zum Schluss kommen, bitte! 

 

Rolf Wiedenhaupt (AfD): – versucht darzustellen, dass bei Haupt- und Nebenstraßen Haupt-

straßen ganz oben und Nebenstraßen die Resterampe sind, und da werden Fahrradfahrer ver-

trieben. Ich persönlich fühle mich in Nebenstraßen sehr viel sicherer mit dem Fahrrad unter-

wegs, und ich finde, dass man das nutzen sollte. 

 

Da geht meine Frage an Herrn von Marschall: Ich weiß, Sie kennen Reinickendorf, und Sie 

kennen die Situation am Zabel-Krüger-Damm. Damals ist von vielen angeregt worden, auf 

der Benekendorffstraße eine Umfahrung zu machen, weil der Zabel-Krüger-Damm viel zu 

schmal ist, um den ländlichen Verkehr, den Lkw-Verkehr, Busse, Autos, Fahrradfahrer, Fuß-
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gänger aufzunehmen. Das ist daran gescheitert, dass an einer einzigen Stelle der Beneken-

dorffstraße auf kurze Frist die Mindestbreite nicht eingehalten werden konnte. Halten Sie es 

nicht auch für sinnvoll, gerade an solchen Stellen, dass wir mehr Flexibilität haben, um dann 

den Fahrradverkehr wirklich auf eine sichere Umfahrung zu bringen und nicht diesen gebün-

delten Verkehr auf dem Zabel-Krüger-Damm zu haben? 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Herr Kollege, Sie müssten sich dann bitte noch mal melden! 

 

Rolf Wiedenhaupt (AfD): Das war es in der ersten Runde, Herr Vorsitzender! Ich melde 

mich dann noch mal. Genau! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Herr Dr. Kollatz, bitte schön! 

 

Dr. Matthias Kollatz (SPD): Danke schön! – Ich wollte es mit vier Anmerkungen probieren. 

Erst mal möchte ich das, was die Linkspartei gesagt hat, das Mobilitätsgesetz soll evaluiert 

werden, ausdrücklich unterstützen. Ich erlaube mir den diskreten Hinweis, dass eine Evaluie-

rung eigentlich auch erst in der Situation Sinn macht, die wir jetzt herstellen, dass nämlich 

versucht worden ist, alle Verkehrsträger sinnvoll darin zu berücksichtigen, dass es eigentlich 

dann auch erst Sinn macht, denn ansonsten wäre natürlich der zentrale Punkt der Evaluation 

gewesen, es fehlen ja noch Teile davon. Evaluierung ist also ein richtiger Ansatz. 

 

Zweites Thema, auch wenn jetzt der Vertreter der AfD gesagt hat, das seien Allgemeinplätze: 

Leute, macht euch klar, wir haben schon versucht, auch deutliche Signale in Richtung Fuß-

gänger zu setzen. Das ist übrigens der Anteil am Verkehr, der am stärksten wächst. Es ist 

eben so, dass das nicht alles selbstverständlich ist, auch wenn die AfD sagt, das ist alles 

selbstverständlich. Wir haben in Berlin ziemlich lange einen Flughafen gehabt, den die AfD 

unbedingt länger offenhalten wollte, der zum Beispiel keine Anbindung an den schienenge-

bundenen Verkehr hatte. Ziemlich lange haben wir den gehabt. Deswegen ist es so: Wir haben 

jetzt hier versucht, tatsächlich auch Sachen reinzubringen, die in Richtung Fußgängerverkehr 

zielen. 

 

Natürlich hat das Thema auch eine machtpolitische Seite, und es wäre jetzt sicherlich falsch 

zu erwarten, dass es, wenn es eine Koalition gibt, in der die CDU auch noch als stärkster 

Partner ist, zu anderen Akzenten kommt, als wenn es eine andere Koalition gibt. Das ist doch, 

glaube ich, auch selbstverständlich. Allerdings, liebe Frau Kapek, wenn Ihr Ansatz richtig ist, 

dass Sie sagen, die Konflikte für Radwege in Nebenstraßen sind so groß, dass es die da nicht 

geben kann, dann verstehe ich Ihre Aufregung überhaupt nicht, denn dann kommt der Rad-

weg von der Hauptverkehrsstraße nicht weg. Er darf nach dieser Gesetzesformulierung erst 

weg, wenn der andere da ist. Das heißt also: Man muss die berühmte Kirche im berühmten 

Dorf lassen, aber es ist klar, dass es zu einer Akzentverschiebung kommt, und die kann man 

sehr wohl richtig oder auch falsch finden. Deswegen wollte ich deutlich machen, dass wir 

eine Evaluierung unterstützen, weil wir nicht alles richtig finden, aber weil wir glauben, dass 

insgesamt bei einer Evaluierung rauskommen wird, dass es gut ist. 

 

Letzter Punkt, und das gehört auch zu dem Thema der machtpolitischen Spielchen: Herr Mar-

schall hat richtig gesagt, eigentlich sind die Anforderung und die Messlatte ungefähr 

180 Kilometer Radweg, wenn ich Sie richtig verstanden habe. Wir haben dann jetzt die Situa-

tion gehabt: Solange die Grünen das Ressort hatten, waren wir bei zwischen 20 und 
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30 Kilometern, und es war kein Finanzproblem. Jetzt sind wir irgendwo in der Größenord-

nung von 10 Kilometern, wenn stimmt, was mir zugeraunt wird, vielleicht sagt der Senat noch 

ein bisschen was dazu, aber wir sind auf jeden Fall weit von 180 Kilometern weg. Das heißt 

also eine gewisse Verzweiflung der SPD, dass, egal was wir in Gesetze schreiben, bei dem 

Thema, das so hochgehängt wird, so wenig passiert, nichts mit den gesetzlichen Formulierun-

gen zu tun hat, sondern dass die Spielräume, dort sehr viel mehr zu machen, als jetzt passiert, 

auf jeden Fall da sind. Dazu gehört auch – das hat die Vertreterin des ADFC, glaube ich, rich-

tig gesagt –, die Straßen – –  Der bundespolitische Weg geht in eine andere Richtung, die 

Spielräume in der Straßenverkehrsordnung sind für Fußgängerverkehre und Radverkehre eher 

größer geworden, und wir wollen eine Evaluierung dann auch dazu nutzen, damit das in Ber-

lin endlich Praxis wird, denn da können wir noch besser werden. – Danke! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Jetzt hat der Kollege Kraft das Wort. 

 

Johannes Kraft (CDU): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Vielen Dank noch mal, Frau 

Kohls, Herr von Marschall, Dr. Kaden! Ich will mal mit etwas anfangen, was ich vorhin 

schon angedeutet habe, mit dem Thema Übertragungsfehler. Herr von Marschall, § 44 Abs. 1, 

das, was Sie zitiert haben, ist tatsächlich ein Übertragungsfehler, diese Streichung wird also 

nicht kommen, das können wir schon mal abräumen. 

 

Aber zu den anderen Dingen: Kollegin Kapek, Sie haben über das Thema „verpflichtendes 

Abstellen von E-Scootern“ und um dieses Thema herum gesprochen. Das ist richtig, das ist 

wichtig, das muss aber nicht in ein Gesetz, genauso wie viele andere Sachen auch nicht in ein 

Gesetz gehören, sondern das kann man sehr wohl beispielsweise über die Sharingstrategie 

abbilden, die hier auch noch mal Thema sein wird. Insofern seien Sie da unbesorgt, dieses 

ganze Thema E-Scooter wird an anderer Stelle, nämlich da, wo es hingehört, geregelt werden. 

 

Dann haben Sie gesagt, da steht so wenig über Baustellenkoordinierung, Baustellenplattform 

und so weiter, und das wäre Ihnen alles viel zu wenig. Jetzt warten wir doch mal bitte ab! 

Auch da gilt wieder: Gesetze sind keine Handbücher oder Ausführungsvorschriften oder 

Rechtsverordnungen, sondern es sind halt Gesetze. Wir haben nachher – nächster Tagesord-

nungspunkt – Baustellenkoordinierung, dann wird die Senatsverwaltung vorstellen, was da 

alles läuft. Seien Sie gespannt! Die Ausführungsvorschriften, die Rechtverordnungen, die Sie 

angesprochen haben, sind selbstverständlich in Arbeit. 

 

Herr Wiedenhaupt, Sie haben im Wesentlichen über den alten Text des Mobilitätsgesetzes 

und nicht über die Änderungen gesprochen. Kann man ja machen, gestatten Sie mir dazu nur 

eine Randbemerkung: Sie haben das Thema sehbehinderte Menschen und nicht nur mobili-

tätseingeschränkte Menschen angesprochen. Der Kollege Schopf hat dargestellt, dass es 

durchaus ein paar Änderungsvorschläge von uns gab, die von der SPD nicht übernommen 

wurden. Das Thema sehbehinderte Menschen in § 55 war beispielsweise einer dieser Vor-

schläge. 

 

Dann kommen wir mal zu dem Hauptthema „Radwege auf Hauptstraßen“: In dem Gesetz 

steht nicht, dass auf Hauptstraßen Radwege verboten sind, sondern dieses Gesetz schafft mit 

der aktuellen Formulierung – Kollege Kollatz hat es gerade ausgeführt – Flexibilität und er-

möglicht damit, pragmatisch, den Situationen vor Ort angemessen, sichere Radverkehrsinfra-

struktur zu schaffen. Ich habe bis heute nicht verstanden, warum es für einen Radfahrer – ich 
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fahre auch Fahrrad – angenehmer sein soll, auf einem Radstreifen, egal ob er 1,50 Meter, 

2 Meter oder 2,50 Meter breit ist, auf einer Bundesstraße zu fahren, wo ich ein tägliches Ver-

kehrsaufkommen von 20 000 oder 25 000 Fahrzeugen habe, wenn parallel dazu, ein paar Me-

ter entfernt in einem Wohngebiet eine Anwohnerstraße ist, die im Zweifel – übrigens das mit 

den Fahrradstraßen ist auch ein Thema – eine Fahrradstraße sein kann. Man trennt die Ver-

kehrsträger. Damit schafft man Sicherheit, damit schafft man auch bessere Verhältnisse für 

die Anwohner, denn der Durchgangsverkehr reduziert sich in den Wohngebieten, wenn die 

Hauptstraße leistungsfähig ist. Es profitieren also die Anwohner, es profitieren die Fahrrad-

fahrer, weil sie nicht neben den – in Anführungsstrichen – stinkenden und lauten Autos fahren 

müssen, und es profitieren der Wirtschaftsverkehr, der MIV und die Busse, weil sie nämlich 

auf leistungsfähigen Hauptverkehrsstraßen unterwegs sind. – Das vielleicht noch mal zur 

Klarstellung von mir! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat jetzt der Kollege Schulz das Wort. 

 

Mathias Schulz (SPD): Vielen Dank! – Ich wollte mich auch noch mal zu Wort melden, weil 

ich glaube, dass es wichtig ist, die Positionen hier heute noch mal zu verdeutlichen, mit denen 

wir alle in diese Debatte und auch durch den heutigen Ausschuss und die weitere Plenardebat-

te gehen. Es wurde vorhin gesagt – Herr Marschall war das, glaube ich –, dass das Mobilitäts-

gesetz die Antwort auf den Volksentscheid gewesen sei, oder es war möglicherweise Frau 

Kohls, ich bitte um Nachsicht, dass ich die Person, die es gesagt hat, nicht in Erinnerung be-

halten habe. Ich glaube, dass das Mobilitätsgesetz vor allem ein Gesetz war, das am Ende auf 

die Realität reagiert hat und nicht nur auf einen Entscheid. Menschen gehen schon immer zu 

Fuß, und Menschen fahren auch schon immer Fahrrad in der Stadt, das muss natürlich auch 

die Verkehrspolitik anerkennen. Was wir mit dem Gesetz erlebt haben, sind eine sehr positive 

Veränderung im Modal Split und ein deutlicher Anstieg von Fußverkehr und Radverkehr in 

der Zeit, seitdem das Gesetz da ist. Das ist am Ende auch ein Erfolg von diesem Gesetz, dass 

es diese Bewegung gibt, wozu man schon sagen kann, dass das Gesetz, das es bislang gibt, ein 

erfolgreiches Gesetz ist, und es war auch das erste bundesweit. 

 

Solche Veränderungen im Modal Split führen natürlich immer auch zu Konflikten, im Ver-

kehrsbereich dann vor allem um die Flächen, die für die jeweilige Verkehrsart zur Verfügung 

stehen, gerade in Großstädten, wo wir einen beengten Raum haben. Deswegen ist das aufge-

worfene Ziel vom Senat, das neue Miteinander, eigentlich genau das richtige Ziel. Es muss 

aber durch die aktuelle Politik auch glaubwürdig sein und gelebt werden. Manchmal kann 

man sicherlich seine Zweifel daran haben, ob das in der Form so gelebt wird, weil wir uns 

jetzt vor allem wieder darüber unterhalten, dass gesetzliche Erleichterungen über den Verzicht 

auf Radverkehrsinfrastruktur an Hauptstraßen gemacht werden sollen oder ob der Radverkehr 

verstärkt in Nebenstraßen verlagert werden soll. Natürlich ist klar: Ein Miteinander kann nie 

heißen, dass derjenige mit dem geringeren Platzbedarf ausweichen muss und derjenige mit 

dem meisten Platzbedarf da bleiben darf, wo er ist. Das kann kein Ziel von Verkehrspolitik 

sein, sondern man muss die Interessen miteinander zum Ausgleich bringen, das muss ein Mit-

einander bedeuten. 

 

Ich habe gerade eben noch mal nachgeschaut, wir haben uns gerade noch mal darüber unter-

halten: Ein bisschen Differenzierung tut der Debatte aber eben auch gut, wenn man heute 

sieht, dass das bisherige Radvorrangnetz zu weniger als der Hälfte an Hauptstraßen, sondern 

vor allem auch in Nebenstraßen geplant ist. Deswegen darf man nicht so tun, als wäre jetzt 
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diese Änderung die Abkehr davon, dass das Radvorrangnetz gebaut werden kann. Das ist 

mitnichten der Fall. Um die Relation darzustellen, sind diese Zahlen aber, glaube ich, wichtig, 

dass man die mit in der Debatte hat. Klar ist aber auch, dass sichere Mobilität nicht dadurch 

entsteht, dass man die Verkehrsarten voneinander weg organisiert, sondern den Straßenraum 

fair aufteilt und vor allem gefährliche Stellen, soweit wie möglich, sicherer macht. 

 

Auf mich wirkt die Debatte gerade ein bisschen so, als seien das eigentliche Problem nicht der 

tägliche Stau oder auch die Sicherheitsrisiken, die an den Kreuzungen bestehen, sondern vor 

allem der sichtbare Radweg, und zwar egal, ob er in der Stadt grün oder rot angemalt ist. Das 

ist natürlich eine falsche Akzentverschiebung, und deswegen bin ich erst mal denjenigen 

dankbar, die das Gesetz in der Form verhandelt haben, auch dafür, dass das auf diese Ände-

rungen beschränkt bleibt. Ich möchte mich dem Dank ausdrücklich anschließen. Natürlich 

tragen wir als Koalition gemeinsam die Verantwortung für diesen Entwurf jetzt, weil das ein 

Kompromiss zwischen verschiedenen Akteuren, auch verschiedenen Interessenlagen und das 

natürliche Ergebnis von innerkoalitionären Abstimmungen ist. 
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Auch wenn ich an den Punkten, die ich jetzt genannt habe, meine Kritik am Ende habe, ist es 

natürlich etwas, was wir als Koalition und auch als SPD-Fraktion am Ende mittragen werden, 

aber die Punkte, die Sie benannt haben, benennen Sie hier zu Recht. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat die Kollegin Kapek das Wort. 

 

Oda Hassepaß (GRÜNE): Wir tauschen. Ich stehe auch auf der Liste. – Ich habe zuerst ein 

paar Fragen an die Anzuhörenden, an Frau Kohls. Wenn Sie das jetzt alles sehen, den Fort-

schritt, vielleicht auch die Kritikpunkte, die Sie genannt haben, sehen Sie darin einen Fort-

schritt für den Radverkehr in Berlin, und haben Sie den Eindruck, dass man damit mehr 

Gruppen aufs Rad bringt? Könnte der Modal Shift zugunsten des Radverkehrs gehen?  

 

An Herrn Dr. Lutz Kaden: In unserem Fachgespräch Wirtschaft haben Sie immer besonders 

betont, dass Liefer- und Ladezonen für die Wirtschaft wichtig sind. Sehen Sie sich da ausrei-

chend vertreten in dem Gesetzentwurf? Bietet es auch Möglichkeiten, diese Nummer von Ab-

schleppen und Falschparken zu lösen? Sehen Sie, dass das mehr Möglichkeiten für den Wirt-

schaftsverkehr bringt? Dann möchte ich Sie auch noch nach der Bedeutung des Radverkehrs 

fragen, der Radlogistik für den Wirtschaftsverkehr. Wie haben sich die Zahlen da entwickelt, 

und sehen Sie den Verlust an Radwegen in Hauptstraßen möglicherweise auch für den Wirt-

schaftsverkehr kritisch? 

 

An Heiner von Marschall habe ich die Frage: Die Kombination von Fußverkehr und ÖPNV 

ist eine wichtige für die Verkehrswende und auch Radverkehr und ÖPNV. Sehen Sie da Ver-

besserungen für die Zufußgehenden und die Radfahrenden? Hier kam gerade, das ist auch 

immer eine machtpolitische Sache. Ich habe den Eindruck, dass es tatsächlich in Berlin eher 

eine machtpolitische Sache ist. In anderen Städten ist es ganz egal, welche Fraktionskombina-

tion gerade an der Macht ist. Die sagen, eine Förderung von Radverkehr ist vernünftig. – Das 

waren die Fragen an Sie. 

 

Gestern war eine Veranstaltung vom Bundesministerium für Verkehr und der Deutschen 

Bahn. Da war auch Patrick Schnieder. Die Veranstaltung hieß „Anschluss erreichen“. Herr 

Schnieder hat die Superkombi Rad und Bahn gefeiert. Es ging um Fahrradparkhäuser und 

Fahrradverkehr zu den Bahnhöfen. Wenn wir sehen: Wo liegen Bahnhöfe, wo liegen S-

Bahnhöfe, wo liegen U-Bahnhöfe, dann kann man nicht sagen, dass man die Hauptstraßen 

nicht begünstigen könnte für den Radverkehr. Dann wäre das genau die falsche Richtung. 

Herr Schnieder hat auch noch mal betont, dass es mehr Freiheiten für den Radverkehr gibt. Es 

gibt im Übrigen auch mehr Finanzen aus den Sondertöpfen. Das könnte man also nutzen und 

nicht einschränken. 

 

An die SPD: Ich verstehe, was ihr sagt, und ich höre das, und ich glaube auch, dass ihr da 

gekämpft habt, weil ihr auch immer gesagt habt, das Mobilitätsgesetz ist auch euer Baby, und 

das Baby will man natürlich beschützen. Aber wir sehen jetzt immer mehr, euer Koalitions-

partner hat kein Interesse daran, Radwege zu bauen. Wir haben im Verkehrsausschuss ein 

Mitglied, das auf Insta gepostet hat: Schreibt mir doch bitte, an welchen Hauptstraßen euch 

Radwege missfallen, und ich gebe das dann an die Senatsverwaltung weiter! – Da ist ganz 

klar das Ziel zu sehen, warum dieser Gesetzentwurf so ist. Euer Fraktionsvorsitzender hat ein 

Video auf Insta gepostet aus dem Auto heraus und hat gesagt: Ihr kennt das sicher auch. Diese 

Radwege nerven. Da steht man als Autofahrer im Stau. – Die Absicht ist ganz klar. Da kann 
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man nicht so tun, als würde man sagen, in dem Fall, wo nun mal die Gegebenheiten nicht so 

sind, sondern man macht dieses Gesetz so, weil man keine Radwege möchte, weil das ein 

Störfaktor ist und weil man sagt: Ja, in meiner Freizeit fahre ich vielleicht auch mit dem Fahr-

rad, aber dann im Wald mit dem Hund und dem Sohn und nicht als Verkehrsmittel. – Das, 

finde ich, wird dem Mobilitätsgesetz nicht gerecht. – Danke! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Ich gucke zur Kollegin Kapek, ob sie die Wortmeldung noch 

aufnehmen möchte. Es scheint so. – Bitte schön, Sie haben das Wort! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): Ich mache es ganz kurz, weil ich eine Antwortrunde jetzt mal ganz 

angemessen fände. Es gab 20 Wortmeldungen. Vielleicht geben wir Ihnen mal die Chance, 

etwas darauf zu sagen. Ich hatte nur vorhin keine Zeit mehr. Deshalb wollte ich noch mal an-

schließen. Sie haben versprochen, es gibt ein neues Miteinander, und es wurde gerade auch 

suggeriert, dass es eigentlich für alle gut wäre, wenn die Radfahrer gar keinen Platz mehr be-

kommen. Das Beispiel von Herrn von Marschall hat es vorhin ganz gut gezeigt. Wenn ich 

sage, an der einen Stelle wollen wir es nicht, aber an der anderen passt es dann auch nicht, 

dann gibt es eigentlich gar keinen Bedarf, also kommt es dann nicht. Das fällt schon sehr in 

die Richtung Radwegestopp 2.0 oder Radwegestopp Ultra. 

 

Herr Wiedenhaupt sagte vorhin, das Ziel müsse doch Gleichberechtigung aller Verkehrsteil-

nehmer sein. Da bin ich ganz bei Ihnen. Das muss das Ziel sein. Wir kommen aber aus einer 

Stadtplanung und einer Verkehrsplanung in der Tradition der autogerechten Stadt, die in den 

Sechzigerjahren sowohl in Ost als auch in West implementiert wurde. Wir haben, wenn ich 

mir die Flächenaufteilung in Berlin anschaue, alles andere als eine Gleichberechtigung. Wir 

sind weit davon entfernt. Wir haben nicht mal in allen Bereichen Berlins Fußwege, obwohl 

der Fußverkehr mit Abstand größtenteils des Modal Split ausmacht. Das Gleiche gilt für den 

Radverkehr. Wenn ich sage, dass Menschen quasi selber schuld sind, wer so bekloppt ist, in 

Berlin vielleicht Güter mit dem Lastenrad auszuliefern, der muss dann eben damit leben, dass 

das eine tägliche Nahtoderfahrung ist, dann ist das alles andere als Gleichberechtigung, und 

dann ist das auch kein Miteinander, sondern dann ist das eine dezidierte Politik gegen eine 

Verkehrsart, und so ehrlich muss ich mich dann machen. Das kann eine politische Haltung 

sein, aber ich glaube, die Mehrzahl der hier Anwesenden lehnt diese ab. 

 

Ich glaube auch, dass eine Evaluierung nötig ist, Herr Kollatz, und ich glaube auch, dass man 

kontinuierlich evaluieren müsste. Ich nutze jetzt mal ein Beispiel, das hier gar nicht bespro-

chen wurde, aber die Tatsache, dass Radverkehr auf Busspuren zulässig ist, halte ich mittler-

weile für nicht mehr richtig, sondern ich würde sagen, das muss getrennt werden, weil es ge-

fährlich für beide ist, den Bus ausbremst und den Radverkehr nicht unbedingt sicherer macht. 

Das sind alles Dinge, über die man sprechen muss. Man muss sie aber so diskutieren, dass wir 

zu besseren Lösungen kommen und nicht zu schlechteren. Ich finde, in Ihren Änderungen 

sind viele gute Ansätze. Das haben alle hier gesagt. 

 

Es ist auch richtig, dass Sie das Mobilitätsgesetz weiterentwickeln. Ich glaube, es ist nicht 

überall zu Ende gedacht, und das mag an Verhandlungsprozessen liegen. Es bleibt im Ergeb-

nis aber trotzdem ein Wischiwaschi-Gesetz, das Sie hier im Schweinsgaloppverfahren durch-

pressen wollen, und das führt in seltensten Fällen in der Politik zu besseren Ergebnissen. Bei 

allen Bauch- und Herzschmerzen und allen Fingern, die Ihnen vielleicht abfallen, tragen Sie 

trotzdem dafür die Verantwortung, wenn Sie am Ende dafür stimmen. Das gehört zur Wahr-
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heit auch dazu. Insofern ein letzter verzweifelter Appell: Tun Sie es nicht! Ansonsten müssen 

wir nach der Wahl noch mal darüber diskutieren, wie eine reale und wirkliche bessere Weiter-

entwicklung des Mobilitätsgesetzes aussehen kann. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Wir haben noch mehr Leute auf der Redeliste. Sie müssen zum 

Schluss kommen, bitte! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): Das sagen Sie bei mir nach drei Minuten. Bei Herrn Wiedenhaupt 

haben Sie es erst nach sechs Minuten gesagt. Ich war in meinem Schlusssatz. Ich wollte gera-

de sagen, wir brauchen eine echte Weiterentwicklung, die gut für alle ist und auch für den 

Wirtschaftsverkehr, und das werden wir dann wahrscheinlich erst im Herbst miteinander be-

sprechen können. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Ich möchte nicht die Redezeiten der Fraktionen miteinander ver-

gleichen. Das wäre, glaube ich, eindeutig. – Dann haben wir jetzt den Kollegen Schopf. – 

Bitte schön! 

 

Tino Schopf (SPD): Schön, dann kann ich jetzt fortsetzen. Danke schön! – Vielleicht noch 

mal in Richtung Grünenfraktion: Ich habe das vorhin eingangs gesagt. Streitpunkt ist § 43 

Absatz 1. Letztendlich, und das habe ich auch deutlich gemacht, wird hier etwas reingeschrie-

ben, was bereits heute Status quo ist. All das, was hier steht, ist heute schon möglich, nicht 

mehr und nicht weniger. Im Gesetz steht nicht, dass wir in Hauptstraßen keine Radverkehrs-

anlagen mehr errichten. 

 

Herr von Marschall! Ich möchte Ihnen Ihre Ängste durchaus ein bisschen nehmen. Kollege 

Kraft hat es eben gesagt. Bei dem einen Paragrafen – das hatte ich auch im Plenum gesagt, 

das können Sie aber nicht wissen – gab es tatsächlich einen Übertragungsfehler. Das bitten 

wir zu entschuldigen, unter anderem hat sich auch ein Fehler bei § 44 eingeschlichen. Da geht 

es um die Fahrradstraßen und Nebenstraßen im Radverkehrsnetz. Der Satz wird nicht gestri-

chen. Wenn Sie mal weiterschauen, haben wir § 42 – Vorrangnetz an Hauptstraßen und so 

weiter und so fort – gar nicht angefasst. Also die Ängste, die Sie haben: Um Gottes willen, 

was könnte gegebenenfalls noch alles passieren – –  § 42 ist nicht angefasst worden. Da än-

dert sich gar nichts. Sie können sich, in Anführungsstrichen, entspannt zurücklehnen. 

 

Aber machen wir mal weiter mit den Änderungsanträgen, denn die Frage kam. Die Ände-

rungsanträge werden dann natürlich im Hauptausschuss entsprechend vorgestellt und dort 

auch verabschiedet. Es ist aber schon wichtig, dass die Kolleginnen und Kollegen wissen: 

Okay, was kommt denn da gegebenenfalls auf uns zu? 

 

Die Übertragungsfehler hatte ich bereits benannt. Das wären dann zum Beispiel § 17 a – 

Schulisches Mobilitätsmanagement. Da gibt es einen Buchstabenfehler. Da ist es nicht 

§ 124 a, sondern § 124, also eine redaktionelle Änderung. Ebenso bei § 15. Wenn Sie sich da 

mal die Synopse anschauen, dann steht da irgendwas von Umweltbund. Logischerweise, das 

wissen Sie, muss es Umweltverkehrsverbund heißen. § 26 ist das, was von vielen angespro-

chen wurde, unter anderem auch von der Kollegin Wahlen. Es gab einen Vorschlag bezie-

hungsweise ein Schreiben an alle Mitglieder des Ausschusses von Frau Braunert-Rümenapf. 

Sie hat auf das Landesgleichberechtigungsgesetz verwiesen, und dem kommen wir natürlich 
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nach, insbesondere Aufzüge und Rampen. Auch das ist dann ein Änderungsantrag. Das wer-

den wir dann natürlich streichen. 

 

Zu § 41: Wer ihn aufmerksam gelesen hat, wird festgestellt haben, dass da etwas fehlt, weil 

der Satz irgendwie nicht rund ist. Aktuell steht hier:  

„Standards und Ausnahmen zur Erschließung durch das Radverkehrsnetz werden 

festgelegt.“ 

Es muss natürlich heißen: „… werden im Radverkehrsplan festgelegt.“ Das ist ein Übertra-

gungsfehler. Über § 44 habe ich gerade gesprochen. 

 

Frau Wahlen! Sie hatten auch gefragt: Was ist mit den Vorschlägen, die vom ABSV kamen? 

SPD-seitig können wir uns da sehr gut vorstellen, das eine oder andere zu übernehmen. Wir 

sind hier aber gerade aktuell im Gespräch mit unserem Koalitionspartner und werden dann 

entsprechende Änderungsanträge in der Sitzung des Hauptausschusses einbringen. So viel 

dazu! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Danke schön! – Ich möchte ganz kurz darauf hinweisen, dass wir 

wahrscheinlich, vermutlich, die nachfolgenden Tagesordnungspunkte vertagen werden müs-

sen. Damit können sich die Fraktionen schon mal auseinandersetzen. – Dann kommen wir zur 

nächsten Wortmeldung. Wir haben noch vier Wortmeldungen, bevor wir zur Beantwortung 

kommen. – Herr Kollege Wesener, bitte schön! 

 

Daniel Wesener (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Als Allererstes will ich mich 

bei dem Kollegen Ronneburg für die Verwendung des Wortes „liederlich“ bedanken. Das hört 

man nicht mehr so häufig. Das ist eigentlich ein sehr schönes Wort, zumindest ein sehr spre-

chendes. Ich finde vor allem, Herr Ronneburg, es trifft zu 100 Prozent auf den ganzen Vor-

gang zu. Ich habe jetzt sehr intensiv den Kollegen und Kolleginnen von der SPD zugehört. 

Ich habe mich gerade gefragt, ob wir das auch im Plenum erleben, dass 36 SPD-Abgeordnete 

noch mal individuell begründen, warum dieses Gesetz nicht gut ist, sie Bauchschmerzen ha-

ben, aber es trotzdem einen wie auch immer gearteten Sinn gibt, dem zuzustimmen. Ich habe 

es nicht verstanden. Das wäre eigentlich meine Frage: Warum machen wir das hier eigent-

lich? Ich bin nämlich nicht so vornehm wie Herr Ronneburg. Ich kenne das schon mit dieser 

Machtpolitik und pragmatisch und auch sachfremde Kopplungsgeschäfte, aber wir wissen 

auch, in der Politik ist es immer schwierig, etwas gemeinsam hinzukriegen, also Mehrheiten 

zu generieren, die auch tragen. 

 

Was relativ einfach ist, ist Nein zu sagen, und da ist die SPD, das kann ich aus eigener Erfah-

rung berichten, sehr gut im Neinsagen. Die schaffen es im Zweifel auch, fünf Jahre Nein zu 

sagen. Irgendwas, Herr Schopf, müssen Sie ja dafür bekommen haben, und das würde ich 

gerne herausfinden. Ich behaupte mal, die Evaluationsklausel ist es nicht. Ich muss doch nicht 

ein Gesetz ändern, um es zu evaluieren. Das ist wirklich Quatsch. Im Übrigen, wenn die Eva-

luationsklausel so wichtig ist, warum evaluieren Sie untergesetzlich, sprich: freiwillig, nicht 

erst, und dann ändern Sie das Gesetz? Das würde zumindest Sinn machen. 

 

Zu den Übertragungsfehlern: Das habe ich jetzt auch verstanden, dass das an einigen Stellen 

gar nicht so gemeint ist, aber Übertragungsfehler sind in der Regel auch kein Indikator dafür, 
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dass man ein gutes Gesetz vorgelegt hat, sondern meistens ein Indikator für Pfusch. Ich bin 

sehr beim Kollegen Kollatz, bei dem ich sowieso sehr häufig bin, was die Umsetzung dieses 

Gesetzes angeht. Aber das, Kollege Kollatz, kann auch nicht der Grund sein, denn es ist wie 

so häufig bei solchen Gesetzen oder großen Investitionsvorhaben: Es geht schleppend los, und 

langsam, aber sicher läuft die Laube. Ich will in Erinnerung bringen, wir hätten 2023  46 Ki-

lometer Radwegeinfrastruktur fertigstellen können, nämlich das Doppelte, ohne den Radwe-

gestopp. Das ist auch for sure. 

 

Langer Rede kurzer Sinn: Ich verstehe gar nicht, warum Sie das machen, überhaupt nicht. Ich 

verstehe es inhaltlich, aber auch politisch nicht, und am Ende wird es leider so sein, wie Frau 

Kohls es sagt. Es wird am Ende reine Symbolpolitik sein. Was draußen ankommt, nicht nur in 

der Berliner Öffentlichkeit, sondern leider auch bundesweit, ist, dass die SPD hier mit dabei 

ist, die Verkehrswende abzuwickeln beziehungsweise rückzuentwickeln und die Verkehrssi-

cherheit einzuschränken. Auch da sehe ich jetzt keinen unmittelbaren Benefit für Sie, es sei 

denn, Sie wollen es Herrn Schaal und Herrn Stettner zukünftig leichter machen, die Verwal-

tung anzuweisen im Sinne Ihrer Verkehrspolitik. Auch das würde ich Ihnen natürlich nicht 

unterstellen. 

 

Deswegen noch einmal: Warum machen wir das? Warum lassen wir uns nicht die Zeit, es 

sinnvoll zu machen? Dann vielleicht auch in einer politischen Konstellation, wo die Leute 

sagen, das ist nicht nur der kleinste gemeinsame Nenner und Bauchschmerzen und schlimme 

sachfremde Kopplungsgeschäfte oder Erpressung seitens des Koalitionspartners, sondern wo 

man in der Sache beieinander ist. Es gibt ja irgendwie in ein paar Monaten womöglich die 

Chance darauf. Solange können wir auch noch gemeinsam warten, oder Herr Schopf? 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Jetzt hat der Kollege Wiedenhaupt das Wort. – Bitte schön! 

 

Rolf Wiedenhaupt (AfD): Danke! – Frau Kollegin Kapek! Sie haben darüber sinniert, aus 

welcher Zeit wir kommen. Das ist relativ einfach gesagt. Wir kommen aus der Zeit, wo grüne 

Verkehrssenatorinnen Pop-up-Radwege für viel Geld ohne Sinn auf die Straße geknallt haben, 

weil sie weder Anfänge noch Ausgänge hatten und einfach nur viel Geld in der Mitte koste-

ten. Wir kommen aus einer Zeit, wo eine Frau Jarasch, Ihre grüne Verkehrssenatorin, die 

Friedrichstraße gesperrt hat und die Wirtschaftsleute dort pleite gegangen sind, weil Sie über-

haupt nicht daran gedacht haben, weil Sie irgendwie den Autoverkehr weg haben wollten, und 

wir kommen aus der Zeit, wo Ihre Kollegin Jarasch gefordert oder gesagt hat, man müsse 

darüber nachdenken, ob man auf der Autobahn A100 am Dreieck Funkturm nicht Bäume 

pflanzt, weil es schön wäre für die innerstädtische Baumkultur. Daraus kommen wir. Insofern 

war es doch ganz klar, dass 2023 die Menschen darauf gesetzt haben, dass eine CDU endlich 

diesem Verkehrswahnsinn ein Ende setzt. Deshalb ist es das Problem, dass die CDU hier ein-

geknickt ist und einfach ihre Wahlversprechen verloren hat. 

 

Da bin ich beim Kollegen Wesener. Ich betone erst mal nur in die andere Richtung der Koali-

tion: Warum, liebe CDU, macht ihr so was? Warum geht ihr nicht mit euren Wahlversprechen 

offen um und sorgt dafür, dass wir eine wirkliche Änderung des Mobilitätsgesetzes bekom-

men? Nein, dann macht ihr Wischiwaschi, weil ihr euch dem Koalitionspartner neigen müsst, 

sage ich mal, und im Endeffekt haben die Berliner das Nachsehen, die darauf gehofft haben, 

es verändert sich was, und es verändert sich eben nicht in der notwendigen Art und Weise. 
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Dann möchte ich auch noch einmal auf den Kollegen Kollatz eingehen. Herr Kollatz! Sie ha-

ben gesagt, dieses Gesetz schickt Signale an Fußgänger. Ich würde mich freuen, wenn es 

nicht nur Signale schicken, sondern etwas machen würde, denn darauf warten die Menschen, 

dass es gemacht wird. Und dann gucke ich mir den § 51 an. Schulwegpläne sollen auf der 

Straße mit Fußstapfen markiert werden. Herr Kollege! Die Kinder und die Eltern warten da-

rauf, dass überhaupt diese Schulwegpläne kommen. Wir wissen, dass über ein Drittel der 

Schulen keine Schulwegpläne haben. Warum geht ihr also nicht das Thema an und sorgt da-

für, dass die Schulwegpläne kommen? Die Diskussion hatten wir auch hier im Ausschuss und 

im Plenum zigmal. Nein, es wird eine Symbolpolitik betrieben. Wir schicken Signale an Fuß-

gänger, aber wir tun nicht das, was wirklich getan werden muss. Insofern ist und bleibt leider 

Gottes dieses Mobilitätsgesetz ein Versuch, der aber nach hinten losgeht. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Jetzt hat der Kollege Schaal das Wort. 

 

Lucas Schaal (CDU): Herzlichen Dank! – Nachdem schon von verschiedenen Seiten psycho-

logisiert worden ist, was die Motivlagen der Koalitionspartner waren, diese Änderungen jetzt 

hier auf den Weg zu bringen, und sich alle genötigt fühlten, sich zu erklären, entweder zu sa-

gen, das Gesetz ändert gar nichts, oder die andern sagen, das Gesetz wickelt alles ab, was wir 

hier mühsam aufgebaut haben, so wie die Grünen das sagen. Beides kann nicht gleichzeitig 

richtig sein. Insofern hätten wir uns natürlich größere Änderungen im Mobilitätsgesetz vor-

stellen können, insbesondere bei diesem Kampf gegen das Auto, den die Grünen führen und 

ins Mobilitätsgesetz hineingegossen haben. Im Grunde genommen braucht es dieses Gesetz 

gar nicht, denn viele der Sachen, die der Verkehrssicherheit dienen, kann man auch auf ande-

ren Rechtsgrundlagen machen. Rechtsgrundlagen sind im Mobilitätsgesetz auch nicht so 

wahnsinnig viele. 

 

Insofern bietet die Debatte kurz vor dem Wahlkampf auch noch mal Zeit, sich klarzumachen, 

wo jeder steht. Das ist auch schön. Das ist auch die Aufgabe, die wir haben, dass die Berline-

rinnen und Berliner dann eine Entscheidung treffen können aufgrund einer aufgeklärten Sach-

lage, wer wo steht und wer für was kämpft. Am Ende ist es immer klar, natürlich sind Kom-

promisse gemacht worden. Das ist auch schlicht und ergreifend die Notwendigkeit – [Zuruf 

von Antje Kapek (GRÜNE)] – in der Demokratie. – Ja, Frau Kapek, bei Ihnen habe ich den 

Eindruck, Sie haben in den letzten drei Jahren den Wahlkampf überhaupt nicht aufgehört. Ich 

glaube nur, Sie haben die Ergebnisse nicht zur Kenntnis genommen, die vor drei Jahren her-

ausgekommen sind, und Sie werden wahrscheinlich auch bei den nächsten Wahlen die Ergeb-

nisse nicht zur Kenntnis nehmen, die herauskommen. Aber das ist Ihr gutes Recht, den Wahl-

kampf weiter so zu führen. Wir werden unsere Position auch da deutlich machen, dass wir 

tatsächlich eine Gleichberechtigung aller Verkehrsträger in der Realität erreichen wollen. 

 

Und wenn hier eben gesagt worden ist, unter den Grünen sind 20 Kilometer Radwege im Jahr 

gebaut worden, momentan sind es vielleicht weniger, dann ist das Ziel von 180 nicht erreicht. 

Liegt es vielleicht einfach daran, dass die Realität mit dem, was hier auf Papier ins Mobili-

tätsgesetz geschrieben ist, nicht mithalten kann? Und dann müssen wir uns die Frage stellen: 

Wem dienen wir denn jetzt? Dienen wir einem Mobilitätsgesetz, das wir aufgeschrieben ha-

ben, oder dienen wir der Realität der Menschen in dieser Stadt? Ich bin klar bei Zweiterem. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Jetzt ist der Kollege Ronneburg dran. 
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Kristian Ronneburg (LINKE): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! – Ich mache es ganz kurz, 

weil, wie gesagt, meine Frage von vorhin noch nicht beantwortet worden ist. Es war keine 

Frage an die Anzuhörenden, sondern an die Koalition, und zwar noch mal die Änderung in 

§ 26 Absatz 3, diese Einfügung, die ich vorhin erwähnt hatte, die eine rechtliche Grundlage 

dafür schaffen soll, dass Tarifprodukte des ÖPNV auf – ich habe noch mal in Ihre Begrün-

dung geschaut – weitere den ÖPNV ergänzende Verkehrsdienste angerechnet werden können, 

sofern diese die Anforderungen von EU-Recht und Personenbeförderungsrecht erfüllen. Ich 

lese den Satz in diesem Absatz so, dass damit Taxis, ich betone, und Mietwagen gemeint sind. 

Um vielleicht eine Antwort herauszukitzeln, würde ich die SPD-Fraktion fragen, ob Sie jetzt 

mit diesem Absatz Uber und Co. sponsern wollen. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Ich gucke mal zu Frau Kollegin Hassepaß, weil sie sich noch mal 

gemeldet hatte. Es wird keine zweite Runde geben. Das werden wir zeitlich nicht schaffen. 

Wir haben jetzt unsere Anzuhörenden. Da würden wir sehr gerne hören, was sie uns zu sagen 

haben. Der Senat spricht noch. Es wird keine zweite Debattenrunde geben. Das geht zeitlich 

nicht. Deswegen, wenn sich jemand meldet, dann bitte jetzt. – Dann haben Sie jetzt das Wort, 

bitte schön! 

 

Oda Hassepaß (GRÜNE): Ich will nur noch mal ganz kurz auf den Status quo hinweisen. 

Wir haben 30 Prozent der Menschen, die mit dem Rad zur Arbeit pendeln, und die haben ge-

nau 4 Prozent der Fläche, während das Auto 54 Prozent der Fläche hat. Also wenn wir da den 

Status quo herstellen wollen, dann müssen wir wissen, in welche Richtung wir umverteilen, 

und dann kann es nicht sein, dass wir sagen, alle müssen gleichberechtigt sein. Deshalb müs-

sen Fuß- und Radverkehr erst mal zurückstecken. 

 

Herr Kraft! Sie haben gesagt: Wer fährt denn schon gerne an Hauptstraßen? Herr Schneider! 

Das ist auch Ihr Wahlkreis gewesen. Herr Kraft, Sie sind da oben ja auch manchmal. Wenn 

wir uns die vielen Schulkinder angucken, die entweder aus Niederschönhausen nach Alt-

Pankow fahren oder von Alt-Pankow nach Niederschönhausen, weil da nämlich die weiter-

führenden Schulen liegen, dann haben sie gar keine andere Möglichkeit, als an der Grabbe-

allee lang zu fahren, und diese Grabbeallee hat keinen Radweg. Dann kann man den Schul-

kindern entweder sagen: Fahrt bitte auf dem Fußweg, weil es sonst lebensgefährlich ist, und 

ich gebe euch das Geld, wenn ihr erwischt werdet, was natürlich nicht besonders regelkon-

form ist und vor allem für die Menschen, die zu Fuß unterwegs sind, überhaupt nicht gerecht 

ist! Oder man sagt: Fahrt auf der Straße, aber nun ist es heute vielleicht das letzte Mal, dass 

ich euch sehe! 

 

Also es gibt sehr viele Ecken in Berlin, wo man auf Hauptrouten überhaupt nicht verzichten 

kann, weil es nämlich keine Nebenstraßen gibt. Wenn man das Beispiel noch mal auf Herrn 

von Marschall anwendet, dann könnte man sagen: Wieso? Da kann man doch wunderbar in 

der Pfeilstraße mit dem Auto lang fahren. Dann sperrt doch die Grabbeallee komplett für Au-

tos. Da kann man auch noch andere Straßen nehmen, und das wäre Ihnen sicherlich auch 

nicht recht. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann haben wir jetzt noch zwei Redner auf der Liste, Herrn 

Kraft und Herrn Dr. Kollatz. – Bitte schön, Herr Kraft! – Und Herrn Wiedenhaupt, aber wir 

müssen irgendwann in die Antwortrunde kommen. 
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Johannes Kraft (CDU): Ja, Herr Vorsitzender! – Entschuldigung, Herr Kollege Ronneburg! 

Ich habe Ihre Frage schlicht vergessen. Diese Anpassung fällt sozusagen genau in die Zeit, 

denn Mobilität verändert sich, und wir schaffen mit diesem Passus die Möglichkeit, künftig 

neue Mobilitätsangebote – – egal, ob es Sharing-Sachen sind oder Taxi, im Zweifel auch 

Mietwagen, aber ich würde mich strikt dagegen verwehren, dass das auf der Agenda steht, 

denn das ist nicht der Punkt, sondern hier geht es einfach nur darum, die Flexibilität zu schaf-

fen, Mobilitätsangebote, also eine Anpassung vorzunehmen an die Änderung des Personenbe-

förderungsgesetzes, denn da wurden Ausweitungen gemacht. Die antizipieren wir und über-

tragen sie ins Mobilitätsgesetz – erstens! 

 

Zweitens: Kollegin Hassepaß! Ja, ich bin häufig in Pankow unterwegs. Dieses Beispiel, das 

Sie gemacht haben, ist wieder super. Natürlich gibt es Alternativen. Ich sage es noch mal: Die 

erste Fahrradstraße im Bezirk Pankow geht auf einen Antrag des damaligen Bezirksverordne-

ten Johannes Kraft zurück. Es ist die Ossietzkystraße, und das ist genau eine parallele Route, 

die eine Fahrradstraße ist, die durch ein reines Wohngebiet führt und die dann – ich glaube, 

Thaerstraße heißt sie – an der Thaerstraße wieder auf die dann dort heißende Hermann-Hesse-

Straße führt. Natürlich gibt es die Möglichkeit. Das ist ein Paradebeispiel dafür, wie man 

Verkehre voneinander trennen kann. Übrigens in der Grabbeallee ist auch eine Straßenbahn, 

da fahren Busse, das wissen Sie, und wenn Sie da eine geschützte Radverkehrsanlage machen, 

dann stellen Sie die Busse in den Stau. 

 

Das ist doch genau ein solches Beispiel, das deutlich macht, wie wichtig diese Flexibilisie-

rung im Gesetz ist. Sie macht noch mal deutlich, dass man sich die Situation vor Ort genau 

anschauen muss, und wenn man das tut, kommt man im Zweifel zu der Einschätzung, dass es 

eine Radverkehrsanlage auf einer Hauptstraße braucht. Man kann aber genauso zu der Ein-

schätzung kommen, dass es dort nicht notwendig ist, weil es parallele Routenführungen gibt. 

Ich lade Sie herzlich ein. Lassen Sie uns mit dem Fahrrad einfach mal die Route, also die Os-

sietzkystraße, die Fahrradstraße lang fahren! Und dann gucken wir mal, wie da die Qualität 

der Radverkehrsanlage ist und wie man von A nach B bekommt. – [Zuruf] 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Zwiegespräche hören die Zuschauer nicht gerne, weil sie nichts 

verstehen. – Herr Dr. Kollatz! 

 

Dr. Matthias Kollatz (SPD): Bei allen Symboldebatten, die hier geführt werden, will ich 

noch mal auf einen Punkt kommen, auch wenn es jetzt, Daniel Wesener, den Grünen nicht so 

schrecklich gut gefällt. Wo wir jetzt stehen, sind wir praktisch in der Situation, wo die SPD 

der Verteidiger des Mobilitätsgesetzes geworden ist und auch praktisch der Hüter des Mobili-

tätsgesetzes. Die Grünen haben sich entschieden, den Volksentscheid zu unterstützen, dessen 

Hauptziel es ist, dass in Berlin im inneren Ring sechs Fahrten pro Jahr für Autos zugelassen 

sind. Das ist das Hauptziel. Das ist nicht mit dem Mobilitätsgesetz in eine Linie zu bringen. 

 

Die CDU hat heute erklärt, sie könnte eigentlich auch ganz ohne Mobilitätsgesetz. Die AfD 

hat erklärt: Das Mobilitätsgesetz fanden wir schon immer Mist. – Insofern ist es so, dass die 

SPD, ich nehme aber auch die Linkspartei so wahr, Hüter des Mobilitätsgesetzes ist. Macht 

euch das mal klar! Insofern hätten wir diese Rolle vor einigen Jahren vielleicht noch anders 

gesehen, aber das hat auch was damit zu tun, ob man Politik ernsthaft betreibt oder nicht. Das 

heißt zu sagen, wir machen mal dieses und erklären mal jenes, und ansonsten tun wir immer 

so, als seien die anderen die Bösen, funktioniert nicht und hier schon gar nicht. – Danke! 
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Vorsitzender Lars Bocian: Der letzte Redner ist Herr Kollege Wiedenhaupt. Dann schließe 

ich die Redeliste, und dann würden wir noch Antworten hören. – Bitte schön, Herr Kollege! 

 

Rolf Wiedenhaupt (AfD): Es ist schön, jetzt zu hören, dass die SPD der letzte Verteidiger 

des Mobilitätsgesetzes ist. Sollte man sich fragen als SPD, wenn man der letzte Verteidiger 

ist: Hat man den Schuss nicht gehört, und ist man vielleicht nicht richtig abgebogen auf der 

Strecke, um zu einer vernünftigen Mobilitätspolitik zu kommen? Das bietet sich zumindest 

dabei an. Wenn Sie sagen, Sie verteidigen das Mobilitätsgesetz der Grünen, dann hat Frau 

Hassepaß gerade das entscheidende Wort gesagt: Wir wollen Umverteilung. – Das ist grüne 

Politik. Sie wollen umverteilen und die Menschen zwingen, etwas zu machen, was sie gar 

nicht wollen. 
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Und jetzt haben wir gehört, dass die SPD der letzte Steigbügelhalter der Umverteilung der 

Grünen ist und das dann hier auch noch als großen Erfolg verkauft. Ich denke, das kann man 

gut den Bürgern in Berlin sagen, dann wissen sie auch, wen man am 20. September nicht 

wählen kann. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann würde ich vorschlagen, wir steigen jetzt in die Antwort-

runde ein. – Frau Wahlen, ich hatte die Redeliste eigentlich geschlossen. Wir wollen noch ein 

paar Antworten hören, Frau Kollegin Wahlen, und Ihre Fraktion hat wirklich schon ausrei-

chende Redezeit gehabt. 

 

Catrin Wahlen (GRÜNE): Ich wollte nur die eine Frage noch mal präzisieren, – 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann, bitte! 

 

Catrin Wahlen (GRÜNE): – die Sie schon gehört haben, aber wir sind jetzt irgendwie auf 

ganz interessante Abwege gekommen. Meine Frage ist nach wie vor: Sie haben sich jetzt ge-

rade selbst gegenseitig die Schuld zugewiesen, warum die Vorschläge vom Allgemeinen 

Blinden- und Sehbehindertenverein noch nicht eingeflossen sind. Ich möchte einfach nur wis-

sen, ob sie alle Berücksichtigung finden. Wie ist Ihr Stand dazu? 

 

Vorsitzender Lars Bocian: So, dann starten wir jetzt die Antwortrunde, vielleicht doch nicht 

mehr ganz so ausufernd, wegen der Kürze der Zeit. Und zwar machen wir das rückwärts und 

beginnen mit Herrn von Marschall. – [Zuruf] – Eine Stunde haben wir noch? – Eine halbe 

Stunde haben wir noch, ja, genau. – Bitte! 

 

Heiner von Marschall (Verkehrsclub Deutschland): Ich kann locker eine Stunde füllen. Ich 

bemühe mich, es kürzer zu machen, und komme zurück auf das Mobilitätsgesetz und den Än-

derungsentwurf. Kurz zuvor, direkt, Herr Wiedenhaupt: Ja, ich kenne das übrigens. Ja, es ist 

flexibel. Es geht um das Vorrangnetz. Das Vorrangnetz liegt teilweise auf dem Hauptstraßen-

netz, teilweise auf dem Nebenstraßennetz, und insofern können wir auf örtliche Gegebenhei-

ten kommen. Ja, ich bin für Reinickendorf auch der Bleistiftberechtigte für das Netz der Ver-

bände, den Vorschlag dort, es gibt noch ganz andere, wo es tatsächlich nicht möglich ist, und 

es ist noch keiner auf die Idee gekommen, einen Radweg dort zu bauen, wo er objektiv nicht 

möglich ist. Insofern ist das sowieso eine Nichtbestimmung dort im § 43. Darauf möchte ich 

auch gleich noch mal kommen. 

 

Um aber vielleicht einen anderen Zungenschlag reinzubringen: Ich wollte darauf hinweisen, 

dass diese derzeitige Formulierung – da stimme ich überein – in der Praxis wahrscheinlich gar 

nicht viel ändert, ich würde sogar sagen, gar nichts, aber tatsächlich das Potenzial hat, den 

ganzen Diskurs etwas konfliktiver zu führen. Dann wollte ich fragen, ob es das wert ist und 

ob das tatsächlich notwendig ist. 

 

Kern ist aber, mir wäre es viel lieber, wenn wir nicht darüber reden würden, was wir nicht 

machen, sondern über das reden, was wir machen, und deshalb unterstreiche ich noch mal: 

Ich bedanke mich wirklich und ehrlich für dieses Bekenntnis zum Radvorrangnetz und dass 

Sie das ambitioniert in vier Jahren fertigstellen wollen. Das unterstützen wir gerne, aber dann 

sollten wir darüber reden, wo wir es bauen, und nicht darüber, an welchen Stellen wir es nicht 
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bauen. Ich erinnere noch mal an unseren Vorschlag: Das betrifft auch die Kreuzungen als die 

gefährlichsten Orte, und dafür brauchen wir ein Kreuzungsprogramm. 

 

Hauptpunkt ist trotzdem die Neue Mobilität; ich versuche es ganz kurz. Neue Mobilität war 

von Anfang an, 2018, im Mobilitätsgesetz angelegt und vorgesehen. Damals war ein Teil für 

Wirtschaft und Neue Mobilität vorgesehen. Wie in den anderen Teilen auch, gab es dort einen 

ausführlichen Beteiligungsprozess, den ich diesmal leider vermisse. Wir hatten einen soge-

nannten Eckpunktedialog, Dr. Lutz Kaden hat teilgenommen, ich habe teilgenommen, ich 

glaube, wir haben alle sehr konstruktiv mitgearbeitet. Das begann im März 2019 und endete 

in einem Referentenentwurf, der uns im Oktober 2020 vorgestellt wurde und dann nicht mehr 

kam. Da gab es viele wichtige Punkte, die leider gerade alle unter den Tisch gefallen sind. Ich 

sage mal nur: Die allererste Themensammlung sind genau die Dinge, die aus unserer Sicht 

dort eigentlich adressiert werden müssten, es aber nicht werden. 

 

Das ist von drei Punkten erstens Sharing, erster Punkt, Carsharing. Wir wissen vielleicht 

noch, damals wurde das überall mit Masse gemacht, möglichst viele Sharingautos kamen auf 

die Straße, die standen überall rum. Das Gleiche galt für Bikesharing, E-Scooter und so wei-

ter. Das wurde über Masse gemacht. Das müssen wir tatsächlich adressieren. In welcher Form 

machen wir das? – Das ist tatsächlich eine Ergänzung, da muss ich Lutz leider widersprechen, 

nicht ein Teil, sondern eine Ergänzung zum Umweltverbund. Aber gleichzeitig gibt es die 

negativen Folgen, über die wir alle gerade bei E-Scootern bis heute reden, aber das gilt auch 

an den anderen Stellen, Unfallzahlen und so weiter. Wie werden wir das machen? 

 

Der zweite Punkt war – das betrifft die Frage von Oda Hassepaß – auch Intermodalität, Mul-

timodalität und intermodale Mobilitätsketten, wo man einen Weg mit verschiedenen Ver-

kehrsarten zurücklegt und wie man das verknüpft und übrigens auch tarifmäßig verknüpft. 

 

Der dritte Punkt waren die sogenannten taxiähnlichen Verkehre, wo damals, sage ich mal, der 

Krebs anfing. Jetzt haben wir in den letzten Jahren auch noch mal darüber geredet, und da gilt 

Tino Schopf mein besonderer Dank, dass er da immer nachgehakt hat, was mit Uber und Co. 

passiert. Jetzt wissen vielleicht einige, dass ich da persönlich auch einige Erfahrungen habe 

und mich ein bisschen auskenne. Ganz abgesehen von Mobilität entstehen da übrigens gerade 

Strukturen, die keiner von uns haben will. Das geht weit über Mobilität hinaus. 

 

Das waren die drei Hauptpunkte, die damals adressiert werden sollten. Es gab über ein Jahr 

lang einen Dialog darüber, wie wir das machen, und die finde ich heute nicht wieder. Statt-

dessen finde ich Dinge, die man bösartig als Allgemeinplatz bezeichnen könnte, mit wech-

selnden Definitionen, die nicht wirklich etwas Neues geben, und dann gipfelt das in einem für 

mich sehr seltsamen § 72, in dem erstmals, nachdem wir vorher mehrfach die Frage hatten, 

was neue Technologie ist, im letzten Paragrafen auftaucht: Ja, es geht auch um neue Antriebe. 

Im nächsten Absatz steht dann, dass man mit privaten Anbietern neuer Antriebe kooperieren 

muss. Die neuen Antriebe fördern wir also, und mit den Anbietern soll man kooperieren. Jetzt 

bitte ich um Verständnis, dass bösartig denkende Menschen das so lesen könnten, dass hier 

gesetzlich eine Grundlage dafür geschaffen werden soll, dass das Transportsystem Bögl fi-

nanziert werden muss und dass man dafür mit dem Transportsystem Bögl kooperieren müsste. 

Und an dieser Stelle fehlt mir das sonst gern benutzte Wort „sachgerecht“, denn wir haben 

jetzt an mehreren Stellen festgestellt, dass das noch nirgends gebraucht wurde. Da, wo man 
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versucht hat, es trotzdem zu bauen, geht es nicht. Insofern wäre ich dankbar, wenn Sie dort 

eine Umformulierung finden könnten, die diesen negativen Verdacht ausräumen könnte. 

 

Aber noch mal, mein Hauptpunkt ist: Bitte kommen Sie an den Punkt, dass Sie nicht sagen, 

was Sie nicht machen, sondern sagen, was Sie machen, das auch für alle Verkehrsarten und 

auch so, dass die vernünftig miteinander verbunden werden! Ich finde dann auch noch mal 

den Punkt, den wir jetzt gerade angesprochen haben, dass hier anderthalb Jahre wirklich brei-

ter Beteiligungsprozess über die gesamte Stadtgesellschaft zum Thema Neue Mobilität heute 

nicht wiederzufinden sind, tatsächlich bedauerlich. Ich möchte hier gerne konstruktiv auch 

noch mal unsere Zu- und Mitarbeit anbieten. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann machen wir gleich weiter mit Frau Kohls. – Bitte schön! 

 

Angela Kohls (ADFC): Vielen Dank! – Ich fange mal mit der Logik an: Sicherer Radverkehr 

braucht durchgängige sichere Netze, das ist ganz entscheidend, und das ist unabhängig davon, 

ob im Haupt- oder Nebennetz. Sie geben mit dem Gesetzentwurf aber eigentlich Ambitionen 

in beiden Bereichen aus, ich habe das nur nicht so explizit für das Nebennetz ausgeführt. Da-

her danke, Frau Hassepaß, für die Nachfragen, auch an andere Kollegen! Es gibt sogar schon 

ganze Songtexte darüber: Warum hört der Radweg hier eigentlich auf? Denn – auch das hat 

der Kollege vom VCD ganz gut dargestellt – nur für den Radweg gilt diese Selbstverständ-

lichkeit nicht, dass alle Ziel- und Quellorte mit dem Fahrrad erreichbar sind. 

 

Haben wir hier einen Fortschritt? – Sie haben es gerade dargestellt, der Ausbaufortschritt 

hinkt hinterher, sowohl auf der Strecke als auch an den Kreuzungen, da ist man also hinter 

den eigenen Ambitionen zurück. Was macht jetzt der Gesetzentwurf? – Der stellt einmal, das 

haben wir herausgearbeitet, an den Hauptverkehrsstraßen Ausnahmetatbestände auf, die so 

weit gehen, dass man vollständig auf Radverkehrsanlagen an Hauptverkehrsstraßen verzich-

ten kann. Aber gleichzeitig wird die Ausweisung von Fahrradstraßen im Nebennetz zum ei-

nen zeitlich verschoben. Es wird die Nennung aufgegeben, das Radverkehrsnetz soll bis 2030 

ausgerollt werden, bis 2030 sollen nur noch die Vorrangrouten hergestellt werden, das Ne-

bennetz rückt nach hinten bis 2035. Sie haben auch Streichungen bei den Fahrradstraßen vor-

genommen, es fällt nämlich der Satz weg: Eine Ausweisung von Nebenstraßen im Radver-

kehrsnetz als Fahrradstraßen wird angestrebt, die übergeordnete stadtweite Bedeutung ist bei 

der Prüfung zugrunde zu legen. – Das heißt, das Ziel, mehr Fahrradstraßen zu schaffen, wird 

hiermit eigentlich aufgegeben, und Sie verfolgen also augenscheinlich politisch nicht mehr, 

an diese Verbindlichkeit rechtlich gebunden zu sein, das heißt, auch mit dieser Streichung 

wird eigentlich der Zweck konterkariert, den Umweltverbund auszubauen. 

 

Um das noch mal ganz deutlich darzustellen: Die Ziele werden im Nebennetz nach hinten 

gerückt, das heißt, Sie sagen: Wir können an gewissen Hauptverkehrsstraßen verzichten, oder 

wir können die Standards an den Hauptverkehrsstraßen reduzieren. – Gleichzeitig sagen Sie: 

Aber im Nebennetz müssen wir eigentlich fast gar nichts machen, oder wenn, dann sehr viel 

später. – Sie werden da nicht mehr konkret, sondern sagen, das ist zeitlich nach hinten ge-

schoben, und das ist auch nicht mehr verbindlich. Das heißt, diese Nennung im unmittelbaren 

Umfeld bleibt dann unbestimmt, und im schlechtesten Fall habe ich also eine Situation, wo 

ich an einer Hauptverkehrsstraße mit Tempo 50 gar keine Infrastruktur für den Radverkehr 

vorfinde. Wenn ich dann ins Nebennetz ausweiche, weil es dort theoretisch ruhiger und ange-

nehmer zu fahren ist, stoße ich dort vielleicht aber genauso auf Tempo-50-Straßen mit viel 
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Parksuchverkehr, mit rechts vor links, mit „Dooring“-Unfallmöglichkeiten oder mit Liefer-

verkehren, die stehenbleiben. Dann befinde ich mich zwar im Nebennetz, das tendenziell the-

oretisch ruhiger sein könnte, es aber nicht ist, wenn auch dort nicht sichere Bedingungen für 

den Radverkehr herrschen. 

 

Ich würde also sagen – Sie hatten gefragt, Fortschritt: ja oder nein? –, Fortschritt ein ganz 

kleines bisschen, aber eben nicht bei diesen großen Hebeln für den Radverkehr. Der Modal 

Split – wir haben es jetzt bei der Unzufriedenheit im Fahrradklima-Test schon gesehen – 

stagniert in Berlin, das wissen wir, und die Zufriedenheit der Menschen hat sich deutlich ver-

schlechtert. Ich sage es noch mal als Rückschau: 2018, als das Mobilitätsgesetz gerade auf 

den Weg gebracht worden ist und noch gar nichts von den Verbesserungen für den Radver-

kehr in Berlin zu sehen war, haben die Menschen das im Fahrradklima-Test trotzdem goutiert. 

Berlin hat in dem Jahr im Fahrradklima-Test besser abgeschlossen, weil man erkannt hat, 

okay, die Senatsverwaltung, die Politik hat sich in Berlin auf den Weg gemacht, die wollen 

was für uns tun. Das wird natürlich auch umgekehrt genauso quittiert, und das sieht man im 

letzten Fahrradklima-Test für Berlin ganz deutlich. Das Ergebnis ist für Sie eigentlich desas-

trös, das muss ich hier in aller Offenheit so sagen. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann hat jetzt Herr Dr. Kaden das Wort. – Bitte schön! 

 

Dr. Lutz Kaden (IHK): Vielen Dank für die Fragen! Ich beginne mal mit den E-Scootern, 

schade, dass wir das nicht mehr in der Tagesordnung hinkriegen. Die Verpflichtung zu den 

Abstellflächen ist in der Sharingstrategie dann drin. Wenn das auch nicht im Gesetz ist, er-

langt es damit doch Regelungswirkung. 

 

Wir sind sehr froh, dass es jetzt einen Leitfaden für die Lieferflächen gibt, was ein Ergebnis 

der langen gemeinsamen Arbeit ist. Zu dem Problem, das Frau Kapek angesprochen hat: Es 

ist nach wie vor das größte Problem, dass nicht abgeschleppt wird, dass Lieferzonen, Liefer-

flächen nicht freigehalten werden. Mit der neuen Ausschilderung, mit den neuen Markierun-

gen ist das wahrscheinlich ein bisschen besser, weil das ein bisschen abschreckt. Trotzdem 

noch mehr Aufwand reinzubringen, freizuhalten, bleibt unsere Forderung, nur steht eigentlich 

im Wirtschaftsverkehrsteil schon, dass nutzbare Lieferflächen geschaffen werden sollen. Also 

bitte nutzbar machen! 

 

Dann haben Sie vollkommen recht, dass ein ehrenamtlicher Koordinator nicht ausreichen 

wird, um die Probleme der Baustellenkoordination insgesamt zu lösen. Ich stelle mir eher ein 

eigenes Referat bei Herrn Haegele vor. Ich erinnere mich aber, dass es schon mal mit einem 

Projekt in der historischen Mitte gut funktioniert hatte, wo die DSK gemeinsam mit der da-

mals noch VLB ein Büro beauftragt hat. Denn da ging es darum, die Staatsoper, die Staatsbib-

liothek, die Straße Unter den Linden, die U-Bahn zusammen zu bauen, und so, dass in der 

Zwischenzeit noch alles erreichbar ist. Das war ein Riesenaufwand, ist aber gelungen. Das 

wäre eigentlich ein gutes Beispiel, dass es auch insgesamt gelingen kann. Die Herausforde-

rungen in Berlin sind nach meiner Einschätzung trotzdem viel größer als in Hamburg, weil 

Berlin viel größer ist, weil das mittlere Alter der Leitungen in Berlin viel höher ist, und und 

und. Deswegen ist das bestimmt ein guter Start und vor allem ein guter Mensch, der gefunden 

wurde, es muss aber dringend weitergehen. 
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Zur Bevorzugung von einem Tool: Ich gehe davon aus, dass das Fachverfahren neu gemacht 

werden muss und dass wir nicht nur den Baustellenatlas, den ich persönlich sehr gut finde, 

hier brauchen, sondern dass das auch irgendwie weiter in andere Systeme des Landes inte-

griert werden muss. Ich stecke leider nicht drin, wie das jetzt genau geplant ist und gedacht 

wird. Aber erst mal finde ich den Baustellenatlas der infrest gut, weil auch die Leitungsbetrie-

be im infrest jetzt natürlich daran gewöhnt sind. 

 

Dann haben wir noch die Radlogistik. Die Radlogistik im Bereich Pakete, Mahlzeiten, Klein-

teile entwickelt sich über die letzten Jahre sehr gut, weil die Fahrzeuge immer besser gewor-

den sind, viel investiert wurde, viel mit Start-ups gearbeitet wurde und wir auch Mikrohubs 

und Umschlagmöglichkeiten haben, vor allem auch, weil die großen Paketunternehmen das 

immer mehr für sich entdeckt haben. Deswegen hoffe ich auch in der entsprechenden Be-

gründung des Paragrafen, dass das zu mehr Radverkehrsanlagen in den Hauptstraßen führt, 

die dann, wenn man sich vielleicht auch nicht immer überall überholen kann, trotzdem ein 

Weiterfahren auf den Hauptstraßen ermöglichen, und dass die Radlogistik darüber unterstützt 

werden soll. Es sollte sich nicht verschlechtern. Dazu noch im Nebensatz: Natürlich können 

die anderen Themen wie Baulogistik, Fertigungsteile, Umzüge und so weiter nicht auf das 

Rad umsteigen, und das wird auch in Zukunft der Großteil des Güterverkehrs bleiben. 

 

Dann noch zwei Worte, einmal zum Modal Split: Der ist zwar auf 100 Prozent gedeckelt, hat 

aber vieles nicht drin, nämlich das Verkehrswachstum insgesamt, wenn wir eine wachsende 

Stadt haben, und den Wirtschaftsverkehr, keinen Durchgangsverkehr und und und. Der Wirt-

schaftsverkehr wächst natürlich. Wenn ich nicht mehr mit dem Auto einkaufen fahre, sondern 

in der Zwischenzeit einen Fußweg mache, ist das super, es wird mir aber jemand bringen, was 

ich sonst eingekauft hätte, und dieser Weg kommt im Wirtschaftsverkehr dazu, und der 

wächst und ist noch zu beachten. 

 

Das Parkraummanagement, wollte ich vorhin noch sagen, fehlt mir in dem Gesetzentwurf 

tatsächlich noch, denn es ist nicht einsehbar, dass der Bewohnerparkausweis immer noch we-

niger kostet als die Verwaltungskosten dafür. Wir wollen schon länger, dass der Bewohner-

parkausweis möglichst tagsüber in den Geschäftsstraßen gar nicht gilt, damit in den Ge-

schäftsstraßen tagsüber der wenige Platz, der dann zum Kfz-Abstellen möglich ist, für Liefe-

ranten und Kunden, die nur kurz da sind, genutzt werden kann. – Das wäre mir wichtig. – 

Danke! 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Recht herzlichen Dank! – Dann sind wir jetzt am Ende der Aus-

sprache angelangt. Ich möchte mich bei Ihnen, unseren Gästen, erst mal ganz herzlich bedan-

ken, dass Sie heute mit Ihrer Expertise da waren und sich den Fragen der Abgeordneten ge-

stellt haben. Recht herzlichen Dank! 

 

Dann kommen wir nun zur Abstimmung über die Drucksache 19/3189. – Herr Kollege Ron-

neburg! 

 

Kristian Ronneburg (LINKE): Herr Vorsitzender! Ich würde gerne einen Geschäftsord-

nungsantrag stellen. Üblicherweise machen wir es bei Anhörungen so, dass wir erst mal das 

Wortprotokoll abwarten und dann, wenn das Wortprotokoll da ist, in die Abstimmung gehen. 

Ich würde vorschlagen, dass wir eine eilige Beschlussfassung über das Wortprotokoll herbei-
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führen und dann möglichst in der nächsten Sitzung die Abstimmung darüber durchführen, 

damit wir noch mal Zeit haben, diese Anhörung zu reflektieren. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Frau Kollegin Kapek! 

 

Antje Kapek (GRÜNE): Meine Fraktion möchte sich diesem Antrag anschließen, mit noch 

einer anderen Begründung, nämlich dass hier zahlreiche Änderungsanträge angekündigt wur-

den und wir nicht die finale Version vorliegen haben, ohne die heute vielfach angedeuteten 

Übertragungsfehler. Insofern hätten wir dann gerne eine aktualisierte Version inklusive der 

vorzunehmenden Änderungsanträge und des Wortprotokolls. Auch wir beantragen insofern 

die Vertagung. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Es ist ein Vertagungsantrag gestellt worden. Darüber müssen wir 

abstimmen. Es ist übrigens mitnichten so, dass wir immer das Wortprotokoll abwarten, bevor 

wir hier abstimmen. Wir stimmen ab, wenn wir abstimmen, und wir schließen den Vorgang 

ab, wenn wir das Wortprotokoll haben. Ich würde jetzt erst mal über die Vertagung abstim-

men lassen wollen. – Zur Geschäftsordnung, Herr Kollege Kraft! 

 

Johannes Kraft (CDU): Vielen Dank! – Es ist ja üblich, dass, wenn ein Geschäftsordnungs-

antrag gestellt wird, dafür gesprochen wird und dann die Möglichkeit besteht, eine Gegenrede 

zu halten. Das möchte ich gerne tun. – Ja, Sie haben recht, das ist durchaus üblich hier in die-

sem Hause, aber ich habe eingangs darauf hingewiesen, dass die Schlussabstimmung inklusi-

ve der Änderungsanträge im Hauptausschuss stattfinden wird. Insofern haben die Fraktionen 

alle Zeit, die sie brauchen, um sich eine Meinung zu bilden, um auch noch mal zu antizipie-

ren, was die Stellungnahmen waren, und dann kann man das im Hauptausschuss alles ma-

chen. Eine Vertagung hier braucht es nicht. 

 

Vorsitzender Lars Bocian: Dann frage ich jetzt: Wer möchte einer Vertagung dieses Tages-

ordnungspunktes zustimmen? – Das sind die Linksfraktion, die AfD-Fraktion und die Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – Das sind die Koalitionsfraktionen. Recht 

herzlichen Dank! Der Tagesordnungspunkt ist nicht vertagt. 

 

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung. Ich rufe auf die Drucksache 19/3189. Wer dieser 

Drucksache, diesem Antrag, seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? – Das sind die Linksfraktion, die 

AfD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist der Antrag angenommen, 

und eine entsprechende Stellungnahme ergeht an den Hauptausschuss. 
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Punkt 5 der Tagesordnung 

 a) Mitteilung – zur Kenntnisnahme – 

Drucksache 19/3158 

Baustellen koordinieren – Beeinträchtigungen 

reduzieren 

Drucksachen 19/1955, 19/2209; 19/2453, 19/2625 und 

19/2755 – Zwischenbericht 

(auf Antrag der Fraktion Die Linke) 

0471 

Mobil 

 b) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Berlin ist eine Baustelle – Wie schaffen wir es 

Baustellen besser zu koordinieren? 

(auf Antrag der Fraktion Die Linke) 

0472 

Mobil 

 c) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Unkoordinierte Dauerbaustellen, Ehrenamt statt 

schlagkräftiger Strukturen, drei verlorene Jahre – 

die gebrochenen Versprechen der CDU bei der 

Baustellenkoordination  

(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 

0473 

Mobil 

 d) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Baustellenkoordinierung in Berlin – klare 

Zuständigkeiten, Beschleunigung, Digitalisierung, 

Simulation, Kontrolle  

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 

SPD) 

0475 

Mobil 

 e) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Baustellen ohne Koordination und Transparenz – 

Stabsstelle statt Ehrenamt 

(auf Antrag der AfD-Fraktion) 

0476 

Mobil 

Vertagt. 

 

 

Punkt 6 der Tagesordnung 

  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Erhalt von Taxiplätzen in Berlin 

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 

SPD) 

0470 

Mobil 

Vertagt. 

 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0471-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0472-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0473-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0475-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0476-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/mobil/vorgang/mobil19-0470-v.pdf
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Punkt 7 der Tagesordnung 

 
 Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 


